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Die Würde des Menschen ist der Maßstab für unsere
Arbeit als Gewerkschaften. Übersetzt bedeutet das:
Wir setzen uns für menschenwürdige und Existenz
sichernde Arbeit ein und wirken daran mit, den Sozial-
staat zu sichern und weiter zu entwickeln. Dies wird
umso wichtiger, je mehr die Probleme in den Sozial-
systemen zunehmen und sich im Zeitalter der Globa-
lisierung der weltweite Wettkampf zwischen den
Standorten verschärft.

Voraussetzung für eine menschenwürdige Gestaltung
der Wirtschafts- und Arbeitsbeziehungen ist der Schutz
der Menschen durch Tarifverträge und soziale Mindest-
sicherungen. Neue Ausbildungs- und Arbeitsplätze
entstehen nur durch Innovationen von Produkten und
Dienstleistungen, Investitionen in Bildung, Forschung
und Entwicklung und eine steigende Binnennachfrage.
Die Regierungen in Bund und Ländern und viele Arbeit-
geber haben diese Tatsachen ignoriert und oft gegen-
sätzlich gehandelt. Die Folge davon ist die weiter an-
wachsende Massenarbeitslosigkeit. Einkommenskür-
zungen, Privatisierungen und Arbeitszeitverlängerun-
gen verschärfen die Situation zusätzlich. Beispiele wie
OTIS, Continental oder Ammendorf zeigen, dass der
Stellenabbau eine völlig neue Dimension angenom-
men hat. Bund und Länder müssen dringend die neo-
liberal geprägte Politik aufgeben und zu einer antizy-
klischen Politik zurückkehren, Arbeitgeber müssen
sich ihrer gesellschaftlichen Verantwortung bewusst
werden. Nur so können ökologisch sinnvolles Wachs-
tum erreicht und Arbeitsplätze gesichert und geschaf-
fen werden.

Wir Gewerkschaften wollen, dass die Würde des
Menschen der Maßstab für alles Handeln ist, ob für
den Staat oder in den Betrieben. Dafür werden wir
weiterhin eintreten. Wir werden weiter dafür kämp-
fen, dass die Rechte der Beschäftigten gestärkt und
ausgebaut, Arbeitsplätze gesichert und ausreichend

qualifizierte Ausbildungsplätze geschaffen werden.
Dafür stehen wir. Als Interessensvertretung der Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer wollen wir, dass
Arbeit, Einkommen und Vermögen gerecht verteilt
sind. Dafür werden wir weiter mit Partnern und Ver-
bündeten eintreten und die Politik in Niedersachsen,
Bremen und Sachsen-Anhalt aktiv mitgestalten.

Erfolgreich können wir nur sein, wenn alle an einem
Strang ziehen. Deshalb danken wir allen Kolleginnen
und Kollegen, die sich auch in diesem Jahr für unsere
gemeinsamen Ziele und Anliegen eingesetzt und enga-
giert haben. 

Das machen wir.

Hartmut Tölle

DGB-
Bezirksvorsitzender

Udo Gebhard

Stellvertretender 
Bezirksvorsitzender

Helga Ziegert

Landesvorsitzende
Bremen

Hartmut Tölle
DGB-Bezirksvorsitzender 

Niedersachsen – Bremen – Sachsen-Anhalt

Udo Gebhard
Stellvertretender Bezirksvorsitzender

Helga Ziegert
Landesvorsitzende Bremen
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Kritische Bilanz der Hartz-Gesetze

Die als Hartz-Gesetze umgesetzten Arbeitsmarktre-
formen führten zu einem Paradigmenwechsel, der die
Probleme auf dem Arbeitsmarkt verschärft und die
Anforderungen an die Politik der Gewerkschaften
erhöht. Die Hartz-Gesetze enthalten einige sinnvolle
Änderungen, verbergen jedoch unter dem Begriff
Reformen vielfach Leistungskürzungen und persönli-
che Zumutungen für Arbeitslose.

Der DGB-Bezirk hat gemeinsam mit der Arbeitneh-
merkammer Bremen eine erste Bilanz der Arbeitsmarkt-

reformen bereits im Februar 2005 im Rahmen der Kon-
ferenz „Die vier Stationen der Hartz-Reise.“ vorge-
stellt und mit AkteurInnen und Betroffenen diskutiert.

Mitte des Jahres legte der DGB-Bezirk gemeinsam mit
der Arbeitnehmerkammer das Buch „Die Hartz-Refor-
men – Die Folgen von Hartz I – IV für Arbeitnehme-
rInnen“ vor. Im Mittelpunkt steht darin die Situation
in Bremen, Niedersachsen und Sachsen-Anhalt, stell-

vertretend für arbeitsmarktpolitische Krisenregionen
in Ost- und Westdeutschland. Neunzehn Wissenschaft-
lerInnen, GewerkschaftlerInnen, PolitikerInnen und
Betroffene beziehen aus unterschiedlichen Blickwin-
keln Position.

Niedersachsen

Streit um effektive Vermittlung

Die Zusammenführung von Arbeitslosenhilfe und
Sozialhilfe wird in Niedersachsen im Wesentlichen in
dreizehn Optionskommunen unter alleiniger kommu-
naler Trägerschaft und in 33 Arbeitsgemeinschaften
(ARGEN) realisiert, in denen Kommunen und die Bun-
desagentur für Arbeit zusammenarbeiten. Obwohl ein
fairer Wettbewerb zwischen ARGEN und Optionskom-
munen um das bessere System zur Bekämpfung der
Arbeitslosigkeit herrschen soll, wurde versäumt, für
die Erhebung vergleichbarer Zahlen zu sorgen. Auch
eine koordinierte Abstimmung zwischen Landesregie-
rung und Bundesagentur, zwischen ARGEN und
Optionskommunen scheint nicht zu existieren. Der
DGB hat die niedersächsische Landesregierung des-
halb frühzeitig aufgefordert, endlich mit den wichti-
gen Akteuren an einem Tisch für klare Bedingungen
zu sorgen. Trotz zweier Treffen hat die Landesregie-
rung bisher keine entscheidenden Maßnahmen auf
den Weg gebracht.

Regionaldirektion ohne Selbstverwaltung

Nach der Abschaffung der Selbstverwaltung auf Lan-
desebene existiert nur noch ein freiwilliger Informa-
tionskreis, der von der Regionaldirektion Niedersach-
sen-Bremen der Bundesagentur für Arbeit installiert
worden ist. Daran nimmt eine kleine Runde von Ver-
treterInnen der Landesregierung, der Unternehmer-
verbände und des DGB teil. Drei bis vier Mal pro Jahr
werden Informationen ausgetauscht. Die Zusammen-
arbeit mit der Regionaldirektion verläuft sehr gut. In
die Umsetzung des Arbeitslosengeldes II (ALG II) ist
der DGB auf Landesebene nicht und im Rahmen der
verbliebenen Selbstverwaltung in den Agenturen vor
Ort nur bedingt eingebunden.

Schwerpunkte
Arbeitsmarkt 
und Beschäftigung
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Hartz IV und die Praxis

Anfang November hat der DGB Niedersachsen die
Fachtagung „Hartz IV und die Praxis“ durchgeführt. 

Themen wie die Bedrohung von ALG II-EmpfängerIn-
nen durch Umzug, Chancen und Gefahren von Ein-
Euro-Jobs sowie die Praxis des Förderns und Forderns
wurden kritisch diskutiert. Auch Anregungen für die

weitere Arbeit in den Arbeitsgemeinschaften, den
Optionskommunen sowie den jeweiligen Beiräten
standen im Fokus der gut besuchten Tagung. 

Regelmäßig mehr Arbeitslose als im Vorjahr

Die Zahl der gemeldeten Arbeitslosen lag in Nieder-
sachsen seit Juli 2004 regelmäßig höher als im Vor-
jahresmonat. Ende September 2005 waren 432.188
Menschen arbeitslos gemeldet. Das sind rund 78.000
mehr als im September 2003, dem Jahr der Regierungs-
übernahme von CDU und FDP (siehe Grafik unten).
Besonders erschreckend ist die Tatsache, dass rund 62
Prozent der Langzeitarbeitslosen eine Ausbildung be-
sitzen. Der in der politischen Diskussion oft beschwo-
rene Zusammenhang langzeitarbeitslos = unqualifiziert
wird durch diese Zahlen widerlegt. Der oft geforderte
Niedriglohn für Langzeitarbeitslose ist daher unsinnig.
Benötigt werden in Niedersachsen nicht Niedriglohn-
jobs, sondern qualifizierte sozialversicherungspflichtige
Arbeitsplätze in zukunftsfähigen Bereichen.

Arbeitslosenzahlen seit Beginn der niedersächsischen CDU Regierung
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Weniger Beschäftigte

Obwohl die Erwerbstätigenzahl zunimmt, hat die
wichtige Zahl der sozialversicherungspflichtig Beschäf-
tigten kontinuierlich abgenommen. Von 2.370.888
sozialversicherungspflichtig Beschäftigten im März
2003 sank die Zahl mittlerweile auf 2.292.400 (März
2005). Auch die vorläufigen Zahlen Ende Juli bestäti-
gen diesen Trend.
Die Massenarbeitslosigkeit und die Umwandlung von
sozialversicherungspflichtigen Beschäftigungsverhält-
nissen in Mini- und Midi-Jobs oder gar Ein-Euro-Jobs
gefährden die Finanzierung unseres Sozialstaates.

Erfolgloser Ausbildungspakt

Die Ausbildungssituation in Niedersachsen hat sich
erneut verschärft. Nach den Zahlen der Bundesagen-
tur für Arbeit ist die Zahl der gemeldeten Bewerber
um 1 Prozent auf 70.287 gestiegen, während die ge-
meldeten Berufsausbildungsstellen um 10,6 Prozent
auf 46.658 abnahmen. 2.991 BewerberInnen waren

Ende September noch nicht vermittelt. Der verstärkte
Einsatz von Einstiegsqualifizierungen (EQJ) und ande-
ren Förderprogrammen verkleinert die Lücke zwar
rechnerisch, löst das Problem des Ausbildungsplatz-
mangels aber nicht grundsätzlich. Mit Hinweis auf die
bereits im letzten Jahr zum Ausbildungspakt geäußer-
ten grundsätzlichen Kritikpunkte hat sich der DGB
auch in diesem Jahr nicht am niedersächsischen Pakt
beteiligt. Landesregierung und Arbeitgebervertreter
rechnen die Ergebnisse des Ausbildungspaktes schön.
Das bestätigt die inhaltliche Kritik des DGB.

Bremen

Kritische Begleitung der Hartz-Reformen

Der DGB Bremen und die Arbeitnehmerkammer haben
eine Veranstaltungsreihe zur Umsetzung der Arbeits-
marktreform organisiert, die regelmäßig von vielen
ArbeitnehmerInnen besucht war. In zahlreichen Presse-
veröffentlichungen und im Kontakt mit dem Arbeits-
ressort hat der DGB deutliche Kritik an den materiel-
len Folgen der Hartz-Gesetze, besonders für Langzeit-
arbeitlose, geübt und sich für eine stärkere Förderung
von Arbeitslosen eingesetzt.

Die Kommunen Bremen und Bremerhaven gründeten
für die Betreuung der Langzeitarbeitslosen jeweils
eine Arbeitsgemeinschaft mit der Agentur für Arbeit
(BAgIS in Bremen, ARGE in Bremerhaven). Diese Ent-
scheidung entspricht den Forderungen des DGB.

Bei der BAgIS in Bremen und der ARGE in Bremer-
haven wurde jeweils ein sechsköpfiger Beirat einge-
richtet, dem auch DGB-VertreterInnen angehören. Der
Beirat begleitet die Tätigkeit der Arbeitsgemeinschaf-
ten. Der DGB setzte sich in den Beiräten besonders
für die Bereitstellung eines qualifizierten Förderange-
bots aus Qualifizierung, Beratung, Vermittlung und
geförderter Beschäftigung ein. Die finanziellen Mittel
für die aktive Arbeitsförderung können aber voraus-
sichtlich weder in Bremen noch in Bremerhaven annä-
hernd ausgeschöpft werden.

Sozialversicherungspflichtige
Beschäftigte
Zahlen jeweils vom März des Jahres

Quelle: Bundesagentur für Arbeit
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Angesichts der gestiegenen Jugendarbeitslosigkeit
drängte der DGB darauf, dass die gesetzlichen Vor-
gaben zur Vermittlung und Betreuung von Jugend-
lichen in den Arbeitsgemeinschaften schnellstmöglich
umgesetzt werden. Es konnte sichergestellt werden,
dass Beschäftigungsangebote für Jugendliche minde-
stens 50 Prozent Qualifizierungsanteil enthalten.

Beratung von Arbeitslosen

Aufgrund der neuen gesetzlichen Bestimmungen be-
steht bei den Betroffenen ein großer Beratungsbedarf.
Der DGB Bremen hat sich mit Erfolg dafür eingesetzt,
dass die unabhängige Arbeitslosenberatung in Bremen
und Bremerhaven vorerst weiter finanziell durch das
Land und die Kommune gefördert wird. Der DGB hat
außerdem mehrere Ratgeber und Broschüren zum
Arbeitslosengeld II herausgegeben, die in den DGB-
Geschäftsstellen stark nachgefragt werden.

Ein-Euro-Jobs? Nur zusätzlich!

Besonders um die Einrichtung von „Arbeitsgelegen-
heiten mit Mehraufwandsentschädigung“, die in Bre-
men statt Ein-Euro-Jobs offiziell Integrations-Jobs (In-
Jobs) genannt werden, gab es eine intensive Diskus-
sion. Der DGB führte dazu in Bremen zwei gut be-
suchte, ganztägige Informationsveranstaltungen für
Betriebs- und  Personalräte durch. Der DGB fordert,
dass Ein-Euro-Jobs zusätzliche Qualifikationen vermit-
teln, auf Freiwilligkeit beruhen, zusätzlich und gemein-
nützig sind und keine reguläre Arbeit verdrängen.

Außerdem setzt sich der DGB dafür ein, dass Ein-Euro-
Jobs nicht das vorrangige Förderinstrument für Lang-
zeitarbeitslose sind und andere Fördermöglichkeiten
verdrängen. Vor allem bei Jugendlichen muss eine
Ausbildung immer Vorrang vor kurzfristigen Beschäf-
tigungsmaßnahmen haben.

Ernüchternde Ausbildungssituation

Nach einem starken Rückgang der Zahl der betriebli-
chen Ausbildungsplätze gegenüber dem Vorjahr zeich-
net sich ab, dass auch im Herbst 2005 ein erheblicher

Teil der Jugendlichen, die eine Ausbildung suchen, leer
ausgehen wird. Besonders groß ist der Mangel an
Ausbildungsplätzen in Bremerhaven, wo im September
noch über 700 Jugendliche ohne Lehrstelle waren.
Der DGB unterstützt im Bündnis für Ausbildung alle
Bemühungen, zum Beispiel über die Ausbildungs-
büros Exam in Bremen und Bremerhaven sowie über
Ausbildungsverbünde, mehr betriebliche Ausbildungs-
plätze zu erschließen. Auch in Bremen und Bremer-
haven kann trotz beträchtlicher Anstrengungen der
Handwerkskammer und der Industrie- und Handels-
kammer im Zuge des Ausbildungspaktes der Zuge-
winn an neuen Ausbildungsplätzen den Wegfall bis-
heriger Lehrstellen nicht ausgleichen.

Der DGB wird sich weiter für mehr Ausbildungsplätze
ebenso wie für eine verbesserte Qualität der Ausbil-
dung einsetzen. Der DGB beteiligt sich deshalb an der
vom Bremer Institut für Technik und Bildung unter-
stützten Initiative „Berufsbildung 2010“. Das Projekt,
mit dem durch qualitative Verbesserung der betrieb-
lichen Ausbildung die Zahl der Ausbildungsplätze ge-
steigert werden soll, wird von der Bremer Handels-
kammer blockiert. Sie weigert sich, quantitative Ziel-
vorgaben als Voraussetzung für die staatliche Finan-
zierung des Projekts zu akzeptieren.

Sachsen-Anhalt

Forum Wirtschaft und Arbeit

Die Arbeitslosigkeit hat sich in Sachsen-Anhalt weiter
verfestigt. Eine Entlastung ist aufgrund der wirtschaft-
lichen Situation des Landes nicht in Sicht. Besonders
dramatisch ist die Zunahme der Langzeitarbeitslosig-
keit. Das Forum Wirtschaft und Arbeit des Landes
Sachsen-Anhalt bietet dem DGB die Möglichkeit, seine
wirtschaftlichen Positionen einzubringen. Er arbeitet
aktiv im Beirat, der Lenkungsgruppe und den verschie-
denen Konsultationsrunden mit. Der DGB beteiligte
sich außerdem aktiv an der Arbeitsmarktkonferenz
„Mehr Markt für den Arbeitsmarkt – mehr Beschäfti-
gung ist möglich“ des Forums für Wirtschaft und Arbeit.
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Kritische Begleitung der Hartz-Gesetze

In Sachsen-Anhalt wurden zur Umsetzung von Hartz IV
17 Arbeitsgemeinschaften gebildet. In fünf Landkrei-
sen wurde die Alleinträgerschaft gewählt, in zwei
Landkreisen erfolgt eine getrennte Aufgabenwahr-
nehmung. Nach der Entscheidung, welche Landkreise
in Sachsen-Anhalt das Optionsmodell umsetzen, hat
der DGB den Prozess der Gründung und Ausgestal-
tung der ARGEN aktiv begleitet. Er hat sich dafür ein-
gesetzt, dass in den Arbeitsgemeinschaften und bei
den Landkreisen, die das Optionsmodell umsetzen,
ein Beirat aus den VertreterInnen der Arbeitnehmer
und der Arbeitgeber gebildet wird. In Sachsen-Anhalt
konnten in 14 Kommunen Beiräte gebildet werden, in
denen VertreterInnen der Gewerkschaften mitarbei-
ten. Die Arbeit der Mitglieder in den Beiräten hat der
DGB mit Schulungsveranstaltungen und durch die
Organisation des Erfahrungsaustausches unterstützt.

Selbst verwalten und beraten

Die Mitglieder in den Selbstverwaltungen der Agen-
turen für Arbeit haben die Beschäftigungspolitik in
Sachsen-Anhalt aktiv mitgestaltet. Schwerpunkt der
Arbeit war die Umsetzung des Gesetzes der Grund-
sicherung für Arbeitssuchende nach dem SGB II. In-
tensiv wurde über die Einrichtung der Arbeitsgelegen-
heiten mit Mehraufwandsentschädigung, die so ge-
nannten Ein-Euro-Jobs, diskutiert. Wie in Bremen und
Niedersachsen lag das Hauptaugenmerk des DGB dar-
auf, dass Ein-Euro-Jobs Ultima Ratio bleiben und vor-
rangige Fördermöglichkeiten nicht verdrängen. 

Der DGB beriet und unterstützte Verbände und Ver-
eine auf dem Gebiet der Arbeitsmarktpolitik. Eine
enge Zusammenarbeit besteht mit der Landesarbeits-
gemeinschaft der Arbeitslosenzentren und -projekte
in Sachsen-Anhalt.

Auf Landesebene besteht zwischen DGB, dem Minis-
terium für Wirtschaft und Arbeit und der Regional-
direktion der Agentur für Arbeit eine Arbeitsgruppe,
in der der DGB aktiv auf die Arbeitsmarktpolitik
Einfluss nehmen kann.

Der DGB ist Mitgesellschafter und Beiratsmitglied 
der Trägergesellschaft Land (TGL). Diese fungiert als
Dienstleister bzw. Dach der Beschäftigungsgesellschaf-
ten in Sachsen-Anhalt und ist Träger arbeitsmarktpoli-
tischer Programme des Landes.

Der DGB hat gemeinsam mit dem DGB-Rechtsschutz
Sachsen-Anhalt und der Martin-Luther-Universität
Halle ein Qualifizierungsprogramm zu den gesetz-
lichen Regelungen und Auswirkungen des ALG II ver-
einbart. Im Jahr 2005 wurden drei Veranstaltungen
durchgeführt. Das Programm wird 2006 fortgesetzt
werden.

Pakt für Ausbildung

VertreterInnen aus Politik und Wirtschaft, der Kam-
mern und der Regionaldirektion der Bundesagentur
für Arbeit unterzeichneten Ende Juni 2004 den „Pakt
für Ausbildung in Sachsen-Anhalt“. Obwohl verein-
bart wurde, dass jedem Jugendlichen, der es wünscht
und der seine Berufsausbildungsfähigkeit unter Beweis
stellt, ein Ausbildungsplatz zur Verfügung gestellt
werden soll, fiel die Bilanz auch am Ende des Bewer-
berjahres 2005 mager aus.

Obwohl die Zahl der BewerberInnen sinkt, bleibt die
Lage auf dem Ausbildungsstellenmarkt angespannt.
Der Rückgang an gemeldeten betrieblichen Ausbil-
dungsplätzen konnte nicht gestoppt werden. Nur die
weitere öffentliche Förderung durch Bund, Land und
Arbeitsagentur konnte auch in diesem Jahr einen mas-
siven Einbruch verhindern. Für einen Teil der Jugend-
lichen ist die Aufnahme einer vollzeitschulischen
Ausbildung die einzige Alternative, um einen Berufs-
einstieg zu schaffen (siehe Grafik auf der rechten
Seite). 
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Gesamtentwicklung BewerberInnen und gemeldete Ausbildungsstellen
September 1992 – 2005 in Sachsen-Anhalt
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Niedersachsen

Ernüchternde wirtschaftspolitische Bilanz

Der DGB hat sich in seiner Bilanz zur Halbzeit der
niedersächsischen Landesregierung intensiv mit der
wirtschaftlichen Entwicklung in Niedersachsen aus-
einandergesetzt. Das Fazit: Eine der konjunkturellen
Situation angemessene Schwerpunktsetzung findet
nicht statt, weil die Landesregierung auf eine gestal-
tende, Beschäftigung fördernde Politik verzichtet und
eine rigide Kürzungspolitik verfolgt, die die Verschul-
dung reduzieren soll. Eine mittelfristige Konsolidierung
der Haushaltssituation ist zwar auch aus Sicht des
DGB notwendig. Für den DGB ist aber klar: Wirtschafts-
und finanzpolitische Maßnahmen dürfen in ihrer
grundsätzlichen Ausrichtung wie auch in ihrer Um-
setzung nicht ökonomisch kontraproduktiv sein. Zu
einer Verschärfung der wirtschafts- und finanzpoliti-
schen Lage trägt die niedersächsische  Landesregierung
mit ihrer Politik aber wesentlich bei. Ein Verzicht auf
aktive Wirtschaftspolitik, ein Rekordtief bei den Inves-
titionen, ein Fehlen eines industriepolitischen Konzep-

tes, ein Vernachlässigen der Innovationsstrategie und
eine prozyklische Sparpolitik setzen keine Dynamik in
Bewegung, sondern koppeln Niedersachsen vom Zug
in Richtung Zukunft ab und schieben das Land auf
das Abstellgleis (siehe Grafik unten).

Neue Beschäftigungsfelder fördern

Der DGB unterstützt die Entwicklung neuer Beschäfti-
gungsfelder in Niedersachsen. Zurzeit geht es hier
besonders um die Seniorenwirtschaft und um nach-
wachsende Rohstoffe, insbesondere um die Biokraft-
stoffe der zweiten Generation. 

Innovationsnetzwerk Niedersachsen

Der DGB ist Partner des Innovationsnetzwerks Nieder-
sachsen, eines Zusammenschlusses von über 200 nie-
dersächsischen Einrichtungen aus den Bereichen Inno-
vationsförderung, Technologietransfer und -beratung.
Das Innovationsnetzwerk hat das Ziel, die Arbeit der
verschiedenen in Niedersachsen tätigen Innovations-
förderer, Technologievermittlungs- und -beratungs-
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stellen durch eine verstärkte Zusammenarbeit und
eine Verknüpfung der Informationsquellen und Kom-
munikationssysteme zu unterstützen. Um diesen Pro-
zess weiter zu stärken und ein innovationsfreundli-
ches Klima mit zu entwickeln, haben fünf Partner ein
Innovationsbündnis geschlossen (DGB, IHK Hannover,
Innovationszentrum Niedersachsen, Ministerium für
Wirtschaft, Arbeit und Verkehr, Unternehmerverbände
Niedersachsen, VDI Niedersachsen und die Vereini-
gung der Handwerkskammern Niedersachsen).

Technologieberatungsstelle (TBS)

Auch 2005 verfolgte die durch die Gewerkschaften
ins Leben gerufene TBS ihren Auftrag, die technologi-
sche, soziale und ökologische Modernisierung in nie-
dersächsischen Betrieben und Verwaltungen zu för-
dern. Die TBS beriet und schulte Beschäftigte, Betriebs-
und Personalräte sowie Führungskräfte, um die Zu-
kunftsfähigkeit zu stärken und so die Arbeits- und
Lebensbedingungen der Beschäftigten zu verbessern.
Aufgrund des drastischen Rückgangs der Landesför-
derung bis hin zur Streichung der Mittel wurde die
TBS in eine GmbH umgewandelt.

Gütesiegel für Unternehmen

Der DGB unterstützt die Entwicklung eines Labels für
verantwortungsvolle Unternehmen. Ein solches Label
ist in einer globalisierten Wirtschaft, in der sich Unter-
nehmen immer stärker nur noch auf den kurzfristigen
Profit ausrichten, ein geeignetes Instrument, um durch
ein Beeinflussen des Kaufverhaltens Unternehmen zu
einem verantwortungsvollen Handeln zu bewegen.
Kriterien für solch ein Label können sein die Einhal-
tung der ILO-Standards, die Bezahlung nach Tarif, das
Vorhandensein von Betriebsräten, die Beteiligungsmög-
lichkeit der Beschäftigten, gleichstellungspolitische
Ansätze und die Erfüllung von Ausbildungsquoten.

Landeskreditausschuss

Der DGB-Bezirk hat sich 2005 intensiv an der Arbeit
des niedersächsischen Landeskreditausschusses betei-
ligt. Insgesamt sind 21 Sitzungen vor- und nachberei-

tet worden. Der DGB bringt dadurch die Belange der
Beschäftigten und die Interessen der Gewerkschaften
in die Ausschussarbeit ein und kann bei der Gestal-
tung von Entwicklungsperspektiven mitwirken.

NBank

An der Neuordnung der Wirtschaftsförderung in Nie-
dersachsen und der Gründung der neuen Wirtschafts-
förderbank (NBank) war der DGB von Anfang an be-
teiligt. Er hat die Konzentration der Wirtschaftsförde-
rung auf ein zentrales Institut grundsätzlich begrüßt.
So können Beratung und Förderung in einer Hand
angeboten werden, der Dschungel der verschiedenen
Programme wird transparenter.

Der DGB ist im Verwaltungsbeirat der NBank mit zwei
Sitzen vertreten. Darüber hinaus ist der DGB vertreten
im Beirat der Nord/LB und dem Beirat der Deutschen
Bundesbank, Hauptverwaltung Hannover. Er vertritt
dort die gewerkschaftlichen Interessen zur wirtschaft-
lichen Entwicklung in Niedersachsen.
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Bremen

Wirtschaftswachstum und Erwerbstätige

Von 2001 bis 2004 hat sich das Wirtschaftswachstum
im Lande Bremen verschlechtert. Entsprechend ent-
wickelte sich die Beschäftigung im Lande Bremen. Die
Zahl der Erwerbstätigen sank um 1.200 auf 391.000
im Jahre 2004. Differenziert man nach Wirtschafts-
zweigen, so ist das Produzierende Gewerbe der ein-
deutige Verlierer. Dort wurden rund 7 Prozent der
Arbeitsplätze abgebaut, wovon fast ein Drittel auf das
Baugewerbe fällt. Die wegfallenden Arbeitsplätze im
Produzierenden Gewerbe konnten nur annähernd vom
Dienstleistungsbereich kompensiert werden, wo es
einen Zuwachs von rund 5.400 Arbeitsplätzen (4,4 %)
gab. Aber auch im Bereich der öffentlichen Dienst-
leistungen ging die Zahl der Erwerbstätigen um 11,6
Prozent zurück.

Wirtschafts- und Strukturpolitik

Aufgrund der oben beschriebenen Probleme fordert
der DGB von der Bremer Politik den wirtschaftlichen
Strukturwandel voranzubringen, um zukunftsfähige
Arbeitsplätze zu sichern und zu schaffen. Die Stär-
kung der Wirtschaftskraft muss mit einem zielgenau-
en Ausbau der ökonomischen, sozialen, kulturellen
und ökologischen Infrastruktur einhergehen. Die bis-
herige Wirtschafts- und Strukturpolitik in Bremen hat
den Wandel hin zu wissensorientierten Untenehmen
zwar vorangetrieben, die Schaffung von zukunftsfähi-
gen Arbeitsplätzen ist aber viel zu gering ausgefallen.
Um dies zu ändern bedarf es einer zielgenauen Wirt-
schaftsförderung, die Wirtschafts- und Arbeitsmarkt-
politik enger miteinander verzahnt. Logistik, Touris-
mus, Gesundheitswirtschaft, Medien- und IT-Wirt-
schaft sowie der Pflegebereich müssen dabei beson-
dere Schwerpunkte bilden. Gefördert werden sollen
überdies nur solche Unternehmen, die zur Ausbildung
bereit sind, gegebenenfalls im Verbund mit anderen.
Bei öffentlich finanzierten Infrastrukturinvestitionen
zur Stärkung des ökonomischen Strukturwandels
muss dringend die Beschäftigungswirksamkeit erhöht

werden. Dazu gehört auch die stärkere Konzentration
der Vergabe öffentlicher Aufträge an die Wirtschaft
im Land Bremen.

Neben der Schaffung neuer muss der Erhalt bestehen-
der Arbeitsplätze vorrangiges Ziel sein. Bei allem not-
wendigen Einsatz für einen wirtschaftlichen Struktur-
wandel darf im Land Bremen nicht vergessen werden,
dass viele Menschen ihre Arbeit und ihr Auskommen
in Branchen mit traditioneller, industrieller Ausrich-
tung verdienen. Dazu gehört nicht nur das produzie-
rende Gewerbe, sondern auch viele Dienstleistungen,
die sich nur auf der Basis einer gesunden industriellen
Struktur entfalten können.

Regionale Kooperation

Suburbanisierung, Europäisierung und Globalisierung
sind Herausforderungen, denen sich die Kommunen
in der Region gemeinsam stellen müssen. Mit diesen
Entwicklungen wächst gleichzeitig die ökonomische
und politische Bedeutung der Regionen. Die stärkere
Eigenverantwortung der Regionen für ihre wirtschaft-
liche Entwicklung, der hohe Konsolidierungsdruck der
öffentlichen Haushalte sowie die notwendige lokale
Profilierung können effektiver im regionalen Verbund
bewältigt werden. Um diesen Prozess zu fördern, ver-
anstaltete der DGB Bremen gemeinsam mit dem Insti-
tut Arbeit und Wirtschaft (IAW) am 20. Januar 2005
eine Konferenz unter dem Titel „Regionalökonomie
stärken - Kooperation Umlandgemeinden und Stadt-
staat Bremen.“

Der DGB beteiligte sich an den Konferenzen und Akti-
vitäten der Regionalen Arbeitsgemeinschaft Bremen/
Niedersachsen. Zusammen mit den DGB-Regionen
Elbe-Weser und Oldenburg-Wilhelmshaven unter-
schrieb der DGB Bremen am 12. April 2005 die Reso-
lution „Europäische Metropolregion Bremen/Olden-
burg im Nordwesten“, um eine stärkere Profilierung
der Nordwest-Region in Europa und eine bessere
Vernetzung zu unterstützen. 
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Sachsen-Anhalt

Förderbeirat

Der DGB Sachsen-Anhalt hat sich 2005 intensiv an
der Arbeit des Förderbeirates für Mittelstands- und
Technologiedarlehen beteiligt. Er kann in vielen Fällen
die Mitarbeit und Unterstützung der Gewerkschaften
nutzen, um Informationen über die zu beratenden
Unternehmen zu erhalten. Da in der Vielzahl der Fälle
eine Weiterexistenz der Unternehmen ohne zusätzli-
che Förderung vom Land gefährdet ist, stimmt der
DGB nach Rücksprache mit der zuständigen Gewerk-
schaft einer Vergabe von Fördermitteln zu, wenn dem
keine gravierenden arbeits- und sozialrechtlichen
Verstöße entgegenstehen.

Arbeitskreis Wirtschaft

Zur Abstimmung der wirtschaftspolitischen Positionen
der Gewerkschaften existiert beim DGB auf Landes-
ebene ein Arbeitskreis Wirtschaft, der sich mit den
Fragen der Wirtschafts-, Struktur- und Arbeitsmarkt-
politik beschäftigt. Diesem Arbeitskreis gehören Ver-
treterInnen der Mitgliedsgewerkschaften, die DGB-
Regionsvorsitzenden sowie MitarbeiterInnen der
GAISA an. Er tagt einmal pro Quartal und bei Bedarf.
Auf der Grundlage des Fortschrittsgutachtens des
Instituts für Wirtschaftsforschung Halle erarbeitete
der Arbeitskreis Thesen zum Aufbau Ost aus Sicht
Sachsen-Anhalts. Der DGB Sachsen-Anhalt arbeitet
außerdem aktiv mit in der Arbeitsgruppe des DGB-
Bundesvorstandes zur Erarbeitung eines Positions-
papiers zum Aufbau Ost.

Tagungen und Workshops

Gewerkschaften mischen mit, wenn es um Innovation
geht. Innovativ sind nur die Menschen, Technik ist
allenfalls Ergebnis von Innovation. Innovation ist ein
Prozess, in dem vor allem die so genannten weichen
Faktoren wie Bildung, Wissen, Qualifikation, Team-
fähigkeit und Teamarbeit, Netzwerke, Kommunikation
und Information, Managementsysteme, Organisa-
tionsstrukturen eine Treiberfunktion haben. 

Unternehmerische Innovationsfähigkeit hängt mehr
als zuvor von der Innovationsbereitschaft der ganzen
Gesellschaft abhängt.

Der DGB Sachsen-Anhalt hat gemeinsam mit dem
DGB Sachsen und dem DGB Thüringen drei Veranstal-
tungen „Zur Erhöhung der Leistungs- und Innova-
tionsfähigkeit Mitteldeutschlands – eine Herausforde-
rung für das intensivere Zusammenwirken von Unter-
nehmen, Gewerkschaften, Verwaltungen, Hochschu-
len und Politik“ durchgeführt.
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Bildungspolitik ist ein Schwerpunkt der Arbeit des
DGB-Bezirks. Der Arbeitskreis Bildung hat vier Mal
getagt und sich insbesondere mit der Bildungsfrei-
stellung der fünf norddeutschen Länder, der Ände-
rung des Berufsbildungsgesetzes, mit Ein-Euro-Jobs
im Bildungsbereich, der Bildungspolitik der nieder-
sächsischen CDU/FDP-Regierung, der „Eigenständigen
Schule“ in Niedersachsen sowie mit der Novellierung
des Niedersächsischen Hochschulgesetzes beschäftigt.
Das Berufsbildungsgesetz (BBiG) wurde 2005 novel-
liert. Der DGB-Bundesvorstand hat einen Gesetzes-
entwurf in die Diskussion eingebracht. Im jetzt verab-
schiedeten Gesetz vermisst der DGB vor allem ein
Recht auf Ausbildung.

Niedersachsen

Eigenständige Schule

Im Mittelpunkt stand in diesem Jahr die Auseinan-
dersetzung mit dem Vorhaben der Landesregierung
den Schulen mehr Eigenständigkeit zu geben. Grund-
lage war der Abschlussbericht der Arbeitsgruppe
„Eigenverantwortliche Schule“. Durch einen Beschluss
im Landesschulbeirat konnte erreicht werden, dass
vor der gesetzlich vorgeschriebenen Anhörung der
Verbände ein Hearing durchgeführt wurde, um einen
breiten Dialog zu führen. Beim Hearing haben Ver-
treterInnen des DGB und der GEW in einem kurzen
Statement und in der anschließenden Diskussion ihre
Position vorgetragen. Nach Ansicht des DGB bedeutet
mehr Eigenverantwortung auch mehr demokratische
Mitverantwortung und Rechte für die Beschäftigten.
Außerdem ist die Selbständige Schule als pädagogi-
sches Leitbild zu sehen. Voraussetzung für das Gelin-
gen ist, dass alle an der Schule Beteiligten zu Akteu-
rInnen werden und an einem offenen Dialog teilneh-
men können. Erforderlich ist eine wissenschaftliche
Begleitung. Zusätzliche Aufgaben können nur über-
tragen werden, wenn die Schulen zeitlich und perso-
nell in die Lage versetzt werden, diese zu erfüllen.

Novellierung des NHG

Das Niedersächsische Hochschulgesetz (NHG) soll
geändert werden, der Entwurf befindet sich zurzeit
im Anhörungsverfahren. Schwerpunkt der Jahres-
tagung des Hochschulpolitischen Arbeitskreises im
Dezember 2005 war deshalb die Novellierung des
NHG. Den Entwurf für die Gesetzesänderung disku-
tierten die Mitglieder des Hochschulpolitischen
Arbeitskreises mit dem Niedersächsischen Minister für
Wissenschaft und Kultur, Lutz Stratmann, und Ver-
treterinnen und Vertreter der Landtagsfraktionen.
Eine Steuerungsgruppe des Hochschulpolitischen
Arbeitskreises hat die DGB-Stellungnahme zum
Gesetzentwurf erarbeitet. In Niedersachsen sollen
Studiengebühren eingeführt werden, die nach Anga-
ben der Landesregierung sozialverträglich gestaltet
sein sollen. Der DGB spricht sich entschieden gegen
Studiengebühren aus, weil sie Chancengleichheit
durch Bildung verhindern und Jugendliche aus ein-
kommensschwachen Elternhäusern benachteiligen. 

Kooperationsstellen

Der DGB koordiniert im Rahmen des „Netzwerkes
Kooperationsstellen“ die Arbeit der fünf Koopera-
tionsstellen Hochschulen-Gewerkschaften in Nieder-
sachsen. Im Rahmen des Projektes „Auster“ – Arbeit
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und Wohlstand im erweiterten Europa – fand in
unterschiedlichen Städten Niedersachsens eine Ver-
anstaltungsreihe zu den Vorstellungen, Problemen
und Chancen eines erweiterten Europas statt. Das
Projekt wird von der Bildungsvereinigung ARBEIT UND
LEBEN e.V., dem DGB-Bezirk, den Kooperationsstellen
und vielen weiteren Partnern getragen. Die erfolgrei-
che gemeinsame Arbeit des Netzwerkes und die Viel-
falt des von den Kooperationsstellen organisierten
Wissenschaft-Praxis-Dialogs wird regelmäßig in einem
Netzwerkinfo dargestellt.

Berufliche Bildung

Zur Novellierung des Berufsbildungsgesetzes (BBiG)
wurden auf Landesebene Fachtagungen, Podiumsdis-
kussionen und andere politische Aktionen gemeinsam
mit der Abteilung Jugend durchgeführt. Bereits im
Vorfeld der Verabschiedung hat der DGB damit dazu
beigetragen, die gewerkschaftliche Position zu ver-
deutlichen. 

Landesausschuss für Berufsbildung

Die Bundeseinheitlichkeit der außerschulischen Beruf-
lichen Bildung ist ein wichtiges Erfordernis für eine
vergleichbare Qualitätssicherung. Im niedersächsischen
Landesausschuss für Berufsbildung haben Arbeitgeber-
und ArbeitnehmervertreterInnen eine Stellungnahme
verabschiedet, die sich eindeutig für die Beibehaltung
der Bundeseinheitlichkeit ausspricht. Eine Verlagerung
auf die Länder lehnt das Gremium ab.

Es bleibt das Problem fehlender Ausbildungsplätze.
Die VertreterInnen im Landesausschuss für Berufsbil-
dung haben angeregt, zu analysieren, welche demo-
grafische Entwicklung in den nächsten Jahren zu er-
warten ist, wie die Betriebe und Verwaltungen darauf
reagieren sollten und wie die Attraktivität des Dualen
Systems gesteigert werden kann.

Projekt Regionale Kompetenzzentren (ProReKo)

Der Schulversuch ProReKo wurde intensiv und kritisch
begleitet. Der DGB setzt sich nach wie vor dafür ein,

dass die Berufsschulen in Niedersachsen in öffentlich-
rechtlicher Verantwortung bleiben.

Schulversuch BFS-q

Ein weiterer Schwerpunkt war der Schulversuch „Berufs-
fachschule zur Ausbildung in anerkannten Ausbildungs-
berufen“ (BFS-q). Die Einführung als Schulversuch
erfordert keine Anhörung des Ausschusses. Das stieß
sowohl bei den DGB-VertreterInnen als auch bei den
ArbeitgebervertreterInnen auf Kritik. Der DGB lehnt
den Schulversuch ab, weil er eine Aushöhlung des
Dualen Systems darstellt und Betriebe ermutigt, an-
stelle von Berufsausbildungsplätzen Praktikumsplätze
anzubieten. Landesweit haben sich bisher nur 50
Betriebe gemeldet. Trotz dieser geringen Nachfrage
wird der DGB die Entwicklung beobachten und ent-
sprechend handeln. 

Weitere Schwerpunkte der Arbeit waren:

D die Berufsausbildungsvorbereitung nach BBiG,

D die Konsequenzen der Hartz-Gesetzgebung für die
Berufsausbildung,

D die Internationalisierung der Beruflichen Bildung,

D die Neuausrichtung der Hauptschule,

D die Berufsorientierung an Allgemeinbildenden
Schulen,

D die Kooperation Berufsbildender Schulen und
überbetrieblicher Bildungsstätten,

D das Qualitätsmanagement im Bereich der beruf-
lichen Bildung sowie

D die Qualifizierung von Prüfungsausschussmit-
gliedern.

Bremen

Allgemeine Bildung

Um die Stellungnahme des DGB zu den geplanten
Änderungen des Schul- und Schulverwaltungsgeset-
zes haben die Gewerkschaften intensiv debattiert.
Eine abgestimmte Stellungnahme dazu wurde der
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Schulbehörde im April 2005 übermittelt. Kritisiert
wurde insbesondere, dass einige Richtlinien bereits in
Kraft treten sollten, obwohl das entsprechende Schul-
gesetz noch nicht verabschiedet worden war und der
Entwurf eine frühe Selektion und einen verschärften
Leistungsdruck vorsah. 

Das Hochschulinformationsbüro

Der DGB unterhält in Bremen ein Beratungsbüro für
StudentInnen. Zu allen Fragen rund um 400-Euro-Jobs,
studentische Beschäftigungsverhältnisse, Stipendien,
Versicherungsangelegenheiten und Gewerkschafts-
mitgliedschaft finden Beratungen statt. Die Beratun-
gen bieten zwei Studierende dreimal pro Woche an.
Zudem werden regelmäßig Veranstaltungen und Info-
stände in der Universität durchgeführt.

Berufliche Bildung

Sowohl im Landesausschuss für Berufsbildung als
auch im Beruflichen Bildungsausschuss in Bremen
arbeiten die Sozialpartner konstruktiv zusammen. Das
Land Bremen erhielt die Aufgabe, als Leitkammer eine
Rechtsvorschrift für die Fortbildungsprüfung „Service-
monteurIn für Windenergieanlagentechnik“ zu erar-
beiten, die dann bundesweite Gültigkeit haben soll.
Diese Rechtsvorschrift konnte zügig entwickelt werden.

Sachsen-Anhalt

Im Rahmen der Mitarbeit im Landesschulbeirat erar-
beitet der DGB Stellungnahmen und wird bei Bedarf
koordinierend tätig.

Kooperationen mit Hochschulen

An der Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg
betreibt der DGB gemeinsam mit der GEW und dem
Studentenrat ein Hochschulinformationsbüro. Weitere
Kooperationsbeziehungen bestehen zwischen dem
DGB Sachsen-Anhalt und dem Fachbereich Sozial-
und Gesundheitswesen der Hochschule Magdeburg/
Stendal. Gemeinsam mit der Fachhochschule wurden

Fortbildungen zum SGB II und SGB III sowie zum Er-
fahrungsaustausch von AkteurInnen organisiert.

Berufliche Bildung 

Die Situation in der beruflichen Bildung hat sich auch
in diesem Jahr weiter verschärft. Schwerpunkte der
Arbeit der Abteilung waren

D der Pakt für Ausbildungsplätze in Sachsen-Anhalt,

D die Mitarbeit im Landesausschuss für Berufsbildung,

D die Mitarbeit im Beirat für berufliche Bildung beim
Kultusministerium Sachsen-Anhalt,

D der Arbeitskreis Berufliche Bildung,

D die Qualifizierung der Mitglieder und stellvertre-
tenden Mitglieder in den Berufsbildungsausschüs-
sen bei den zuständigen Stellen,

D Fortbildungsveranstaltungen zum novellierten
Berufsbildungsgesetz BBiG sowie

D Pressegespräche zur aktuellen Situation auf dem
Ausbildungsstellenmarkt.

Landesauschuss für Berufsbildung

Durchgängiges Thema aller Ausschusssitzungen war
die aktuelle Situation in der Berufsausbildung und auf
dem Ausbildungsstellenmarkt. Außerdem befasste
sich der Landesausschuss mit dem Berufsbildungs-
bericht 2004, zu dem die Arbeitnehmerseite eine
Stellungnahme abgegeben hatte. Weitere Themen
waren die Novellierung des Berufsbildungsgesetzes,
Modellprojekte wie die „Internationalisierung in der
Berufsausbildung im Einzelhandel“, Ergebnisse der
Evaluierung der Einstiegsqualifizierung für nicht ver-
mittelte BewerberInnen, die Berufswahlorientierung
sowie die Beschulung neuer Ausbildungsberufe. Der
DGB hat die inhaltliche Vorbereitung sowie die Ge-
staltung der Vorbesprechungen der Arbeitnehmerseite
sichergestellt.

Beirat für berufliche Bildung

Auf Grund der demografischen Entwicklung, nach der
sich die Schülerzahl bis zum Jahr 2012 halbieren wird,
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wurde im Kultusministerium ein Beirat für berufliche
Bildung gebildet. Der Beirat hat die Aufgabe, die durch
das Ministerium geführte Schulnetzplanung für Berufs-
bildende Schulen zu begleiten. Auf den bisherigen
Beiratssitzungen wurden Analysen zur Situation der
Berufsbildenden Schulen sowie erste Vorschläge zur
Zusammenlegung von Berufsbildenden Schulen vorge-
stellt. Anhand der zurzeit vorliegenden Ergebnisse
stellt der DGB fest, dass die Berufsschullandschaft
und die Bildungsangebote der durch das Ministerium
prognostizierten Entwicklung der Schülerzahl und der
bevorstehenden Kreisgebietsreform strukturell ange-
passt wurden. Mit den Vorschlägen soll ein minimales
Angebot an berufsbildenden Schulen festgeschrieben
werden. Nicht geklärt ist unter anderem die Reaktions-
möglichkeit auf sich neu und zusätzlich entwickelnden
Bedarf. Es ist zu befürchten, dass dieser in Zukunft über
ein Netz von Ersatzschulen abgedeckt werden soll, für
deren Besuch die Schüler finanziell aufkommen müssen.
Für den DGB Sachsen-Anhalt ist diese Entwicklung
nicht zu akzeptieren.

AK Berufliche Bildung

Der Arbeitskreis Berufliche Bildung trifft sich viertel-
jährlich und beschäftigt sich mit der aktuellen Ausbil-
dungssituation, dem Stand des Bewerberjahres sowie
mit Konzepten zur Berufswahlkompetenz und Berufs-
orientierung an Allgemeinbildenden Schulen. Gemein-
sam wurde eine Übersicht über aktuelle Projekte und
Ansätze erstellt. Außerdem befasste sich der Arbeits-
kreis mit bildungs- und berufsbildungspolitischen
Themen. Schwerpunkte waren

D neue Instrumente der Agentur für Arbeit in der
Vermittlung von BewerberInnen (Profiling, Kompe-
tenzcheck, Einstiegsqualifizierung),

D die Novellierung des Berufsbildungsgesetzes,

D die Situation der Träger der außerbetrieblichen
Berufsausbildung und das Ausschreibungsverfah-
ren der Agentur für Arbeit,

D die Stellungnahme zum Berufsbildungsbericht
2004 in Sachsen-Anhalt sowie

D die 9. Novelle des Schulgesetzes Sachsen-Anhalt.

Schulungen und Fortbildungen

Im Februar fand die erste Qualifizierung von Mitglie-
dern der Berufsbildungsausschüsse statt. Neben einer
Einführung in die Arbeit der Berufsbildungsausschüsse
standen aktuelle Gesetzesänderungen, die Schulnetz-
planung für berufsbildende Schulen in Sachsen-Anhalt
sowie die aktuelle Ausbildungsplatzsituation im Mit-
telpunkt.

Der DGB Sachsen-Anhalt führte am 3. Mai 2005 zu
den Änderungen des BBiG eine Veranstaltung für
MultiplikatorInnen und VertreterInnen in Gremien der
beruflichen Bildung durch. Auch in regionalen Ver-
anstaltungen wurde über die Änderungen und deren
politische Bewertung informiert.
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Sozialwahlen 2005

Nach den erfolgreichen Friedenswahlen fanden die
konstituierenden Sitzungen bei der Innungskranken-
kasse (IKK) Niedersachsen und der Allgemeinen Orts-
krankenkasse (AOK) Niedersachsen statt. Alternie-
rende Vorsitzende auf der Versichertenseite wurden
Klaus-Dieter Salewski (IKK) und Ulrich Gransee (AOK).
In den konstituierenden Sitzungen der Landesversiche-
rungsanstalt (LVA) Braunschweig-Hannover und der
LVA Oldenburg-Bremen wurden Horst Fricke bzw.
Marita Rosenow zu Vorstandsvorsitzenden gewählt.
Die Vorarbeiten für die Wahl der Versichertenältesten
bei den Landesversicherungsanstalten, die im Dezem-
ber 2005 erfolgen, laufen.

Im Rahmen der bundesweiten Organisationsreform
der Rentenversicherung hat der DGB-Bezirk dafür ge-
sorgt, dass die Gewerkschaften auch bei den regiona-
len VertreterInnen und StellvertreterInnen im Vorstand
der zum 1. Oktober 2005 gegründeten Deutschen
Rentenversicherung Bund vertreten sind. Vorstands-
mitglied ist Horst Fricke, seine Stellvertretung Marita
Rosenow. Im nächsten Jahr sind sowohl im Bereich
der Krankenkassen als auch bei den Landesversiche-
rungsanstalten Veranstaltungen geplant, die die Gre-
mienmitglieder informieren und unterstützen sollen.

Menschen mit Behinderung 

In Zeiten gnadenloser Sparpolitik werden auch öffent-
liche Mittel für die Förderung von Menschen mit Be-

hinderungen gekürzt. Ein Beispiel dafür ist die nieder-
sächsische Landesregierung, die das Blindengeld ge-
strichen hat. 

Der DGB-Bezirk setzt mit seinem Engagement für den
Behindertensportler Reinhold Bötzel einen Gegenpol.
Trotz knapper Haushaltsmittel hat der DGB das
Sponsoring für den Hochspringer auch in diesem Jahr
fortgesetzt. Besonders präsent war Reinhold Bötzel
für den DGB bei der Europameisterschaft 2005 in
Helsinki. Wir wünschen ihm auch für die Zukunft viel
Erfolg.

Soziales Bündnis Niedersachsen

Die Treffen des Bündnisses krankten 2005 am Fehlen
zentraler Mobilisierungspunkte und an unterschied-
lichen Interessen lokaler Bündnispartner und landes-
weiter Organisationen. Über zukünftige Strukturen
und Inhalte muss neu nachgedacht werden.

Absturzgefahr

Anfang des Jahres hat der DGB-Bezirk gemeinsam mit
der Landesarmutskonferenz und anderen Verbänden
wie dem Sozialverband Deutschland die zweite, erwei-
terte Auflage der Broschüre „Absturzgefahr! Sozial-
abbau – Auswirkungen und Alternativen“ herausge-
geben. Das öffentliche Echo insbesondere bei Betrof-
fenen war positiv.

Phantom Reichtum

Die zunehmende Armut vieler Menschen und die
Misere der öffentlichen Haushalte sind in aller Munde.
Im Gegenteil dazu ist Reichtum eines der best gehü-
teten Geheimnisse. Der DGB hat mit Unterstützung
von Sabine Rothert eine Veranstaltung mit dem Titel
„Phantom Reichtum – Ein anderer Blick auf Nieder-
sachsen“ für den 1. Dezember 2005 konzipiert. Ziel
ist es, das Thema Reichtum und die damit verbunde-
nen gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Konse-
quenzen in den Mittelpunkt der öffentlichen Diskus-
sion zu bringen. Im Zentrum der Tagung stand die
Frage, welche verteilungspolitischen und wachstums-

Soziales
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politischen Akzente gesetzt werden müssen, um der
Verteilungsfalle entgegenzuwirken.

Bremen

Sozialwahlen

Bei den Wahlen für die Bremer Krankenkassen gab es
durchgehend Friedenswahlen. Bei der AOK Bremen-
Bremerhaven besetzt der DGB Bremen alle Versicher-
tenplätze, bei der IKK nach deren Fusion mit Sachsen-
Anhalt zwei Plätze, bei der Handelskrankenkasse Bre-
men einen. Der DGB Bremen veranstaltet regelmäßig
kassenübergreifende Zusammenkünfte zu gesundheits-
politischen Themen. Die Auftaktveranstaltung für die
neuen Verwaltungsratsmitglieder fand im Oktober
2005 statt und befasste sich schwerpunktmäßig mit
den gesundheitspolitischen Rahmenbedingungen nach
der Bundestagswahl.

Bremer Sozialgipfel

Nach dem ersten vom DGB initiierten Bremer Sozial-
gipfel gemeinsam mit Kirchen, Wohlfahrtsverbänden,
Studenten- und anderen Organisationen zum Thema
Zukunft des Sozialstaats fand im November 2005 der
2. Sozialgipfel statt zum Thema „Bildung – Zukunft
unserer Gesellschaft“. Der DGB fordert ein Bildungs-
wesen, das sich zu einem konsistenten Gesamtsystem
von Bildung, Erziehung und Betreuung zusammen-
fügt, das nicht ausschließt, sondern individuelle För-
derung und gleiche Zugangschancen für alle anstrebt.
Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer des Sozialgipfels
diskutierten darüber, wie ein solches Bildungswesen
aussehen müsste und wie es zu verwirklichen ist, was
jeder dazu beitragen kann und welche politischen
Voraussetzungen geschaffen werden müssen. 

Netzwerk Gesundheit

Das Netzwerk Gesundheit beim DGB Bremen, dem
Versicherten- und PatientenvertreterInnen sowie
Selbsthilfegruppen, Personal- und Betriebsräte und
andere am Gesundheitswesen Interessierte angehö-
ren, trifft sich in unregelmäßigen Abständen drei- bis
viermal pro Jahr.
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Sachsen-Anhalt

Sozialwahlen

Bei der IKK Gesundheit und der Nord- und Mittel-
deutschen IKK gab es Friedenswahlen. Bei der LVA
Sachsen-Anhalt und der AOK Sachsen-Anhalt gab es
MitbewerberInnen des Deutschen Beamtenbunds
(DBB) und der Gewerkschaft der Sozialversicherten-
angestellten (GdS). Mit beiden konnte nach langer
und harter Verhandlung eine Einigung erzielt werden.
Als Ergebnis stellt der DBB bei der AOK Sachsen-An-
halt ein ordentliches Mitglied, die GdS zwei ordentli-
che Mitglieder sowie ebenso viele Stellvertreter. Bei
der LVA Sachsen-Anhalt stellt der DBB zwei ordentli-
che Mitglieder in der Vertreterversammlung und zwei
StellvertreterInnen. 

Fusion der Landesversicherungsanstalten

Am 30. September 2005 haben sich die Landesversi-
cherungsanstalten Sachsen-Anhalt, Sachsen und
Thüringen als Deutsche Rentenversicherung Mittel-
deutschland konstituiert. Der Sitz der Rentenversiche-
rung ist in Sachsen. Die Gremien der Selbstverwal-
tung sind gleich stark aus allen drei Ländern besetzt.

Volksbegehren und Volksentscheid

Bis zum 23. Januar hat das Bündnis für ein Kinder-
und Jugendfreundliches Sachsen-Anhalt für die Zu-
stimmung zum Gesetzentwurf des DGB gekämpft.
Plakate wurden geklebt und aufgehängt, Zeitungs-
annoncen in Auftrag gegeben, Veranstaltungen drin-
nen und draußen durchgeführt und Flugblätter ver-
teilt. Die Landesregierung hatte massiv versucht, die
Wähler und Wählerinnen gegen den Gesetzentwurf
einzuschwören. Hierfür wurden Landesmittel in erheb-
licher Höhe eingesetzt. Leider hat das Bündnis nicht
die erforderlichen Stimmen erhalten, so dass der
Gesetzentwurf abgelehnt wurde. Das Bündnis arbeitet
trotzdem weiter. Im Juni hat es einen Workshop zum
Thema „Was Familien, Kinder und Jugendliche wirk-
lich brauchen“ durchgeführt, er wurde im Oktober
fortgesetzt.

Der DGB ist Mitglied im Landesbündnis für Familie,
das von der Landesregierung ins Leben gerufen wurde.

Soziale Bewegung

Der Sprecherrat des „Bündnis Soziale Bewegung auf
Landesebene“ hat sich regelmäßig getroffen und
einen Gedankenaustausch der Bündnisse vor Ort und
ihre Koordinierung ermöglicht. Hauptthemen waren
Hartz IV, Ein-Euro-Jobs sowie die zunehmende Ver-
armung.
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Frauen- und Gleichstellungspolitik ist eine Querschnitts-
aufgabe, die in allen Politikfeldern von Bedeutung ist.
Trotz aller gleichstellungspolitischen Bemühungen ist
die Benachteiligung von Frauen nach wie vor Realität.
Das Thema Chancengleichheit spielt deshalb für die
Arbeit der Gewerkschaftsfrauen eine große Rolle.
Solange Fragen wie die Kinderbetreuung, die Verein-
barkeit von Beruf und Familie oder die gleichberech-
tigte Teilhabe von Frauen am Erwerbsleben nicht be-
antwortet sind, müssen sich Frauen damit auseinan-
dersetzen und dafür kämpfen.

Die Frauen im DGB-Bezirk Niedersachsen – Bremen –
Sachsen-Anhalt arbeiten intensiv und erfolgreich zu-
sammen. In den Ländern existieren Landesfrauenaus-
schüsse, die sich einmal jährlich zu einer gemeinsamen
Sitzung treffen.

Landesfrauenräte

Die DGB-Frauen sind Mitglied in den Landesfrauen-
räten Niedersachsen und Sachsen-Anhalt sowie im
Bremer Frauenrat. Die Bezirksfrauensekretärin ist als
Beisitzerin im niedersächsischen Vorstand wiederge-
wählt worden. Auch in Sachsen-Anhalt arbeiten
Gewerkschaftsfrauen im Vorstand mit. Der nieder-
sächsische Landesfrauenrat hat sich 2005 schwer-
punktmäßig mit „Sozialstaat im Wandel – Perspektive
für Frauen“ auseinander gesetzt und dazu eine Ver-
anstaltung durchgeführt. Auf dem Jahresempfang
„Niedersächsische Profile“ sprach Justizministerin
Heister-Neumann. Anläßlich des Tages der Niedersach-
sen wurden Interviews zum Thema „Hartz-Gesetze
und Auswirkungen auf Frauen“ durchgeführt.

Durch die Mitarbeit der DGB-Frauen im Bremer Frauen-
rat wurden wichtige politische Debatten angestoßen,
Forderungen aufgestellt und beschlossen. Sie setzten
sich ein für die Förderung von Fort- und Weiterbildung
für Frauen, den Erhalt von Kindergartenplätzen sowie
für die Umsetzung des Zweitkräfteprogramms für
Erzieherinnen für den Kindertagesbereich. 

Bezirksfrauenkonferenz

Im Juni 2005 fand in Magdeburg die erste DGB-Bezirks-
frauenkonferenz zum Thema „Frauenbild im Wandel
der Zeit“ statt. Die Soziologin Prof. Dr. Ursula Schumm-
Garling informierte 39 Delegierte und viele Gäste
über den Wandel der Frauenbewegung von Rosa
Luxemburg bis heute. In Workshops diskutierten die
Teilnehmerinnen zu den Themen Bildung, Chancen-
gleichheit im Betrieb und Frauen und Politik. Am Vor-
abend der Frauenkonferenz fanden zwei Länderabende
statt. DGB-Frauen aus Sachsen-Anhalt setzten sich
unter dem Titel „Nichts als Chancen!? 200 Tage Hartz
IV“ mit den Auswirkungen der Hartz-Gesetze auf
Frauen auseinander und versuchten, eine Bilanz für
Sachsen-Anhalt zu ziehen. Die Kolleginnen aus Nieder-
sachsen und Bremen näherten sich mit der Methode
WORLD CAFE dem Thema „Persönlichkeit in
Konkurrenz zum Schönheitswahn“.

In der Konferenz sind 24 Anträge zu frauen- und all-
gemeinpolitischen Fragestellungen beraten, diskutiert
und beschlossen worden.

In den Tagungsräumen war begleitend zur Konferenz
die beeindruckende Ausstellung „Frauen, die Ge-
schichte mach(t)en-POLITEA“ zu  besichtigen.

Frauen- und
Gleichstellungspolitik
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Frauensommertagung in Sonneck

Traditionell trafen sich in der letzten Augustwoche
DGB-Frauen des Bezirks in Sonneck. Unter den Vor-
zeichen der Bundestagswahl beschäftigten sie sich
mit gesundheitspolitischen Fragen. Besondere Berück-
sichtigung fanden die Themen Bürgerversicherung
und Kopfpauschale. Weiterer Schwerpunkt war das
Thema Mobbing, seine Ursachen, sein Erscheinungs-
bild und die Auswirkungen auf Betroffene. 

Gedenktag gegen Gewalt an Frauen

Der 25. November ist der internationale Gedenktag
der Vereinten Nationen gegen Gewalt an Frauen. Die
DGB-Regionsfrauenausschüsse beteiligen sich seit
einigen Jahren an den Aktionen, die an diesem Tag
stattfinden. Auch in diesem Jahr unterstützten die
DGB-Frauen die deutschlandweite Fahnenaktion von
Terre de Femmes. Die Fahne „Frei leben ohne Gewalt“
wehte am Gedenktag vor den Gewerkschaftshäusern
und setzte ein sichtbares Zeichen.

Internationaler Frauentag

Die DGB-Frauen haben den Internationalen Frauentag
ideenreich vorbereit und mit unterschiedlichsten Aktio-
nen begangen. Bezirksweit haben 2005 in über drei-
ßig Städten und Gemeinden Veranstaltungen unter
dem Motto „Frauen bewegen Politik“ stattgefunden.

Girls’ Day

Ein fester Bestandteil der Frauen- und Mädchenarbeit
im Bezirk ist der Girls’ day. Dank der Aktivitäten der
Betriebsrätinnen und Betriebsräte vor Ort gab es eine
Vielzahl von interessanten Angeboten. In Niedersach-
sen konnten erstmals auch die Jungen einbezogen
werden. Da die Entscheidung erst kurzfristig in den
Ministerien gefallen ist, wurde aber wenig Gebrauch
davon gemacht.

In Sachsen-Anhalt gestalteten DGB und DGB-Jugend
den Girls’ Day in Kooperation mit der Hochschule
Magdeburg/Stendal. Die Besonderheit in Sachsen-
Anhalt ist, dass dieser Tag der Berufsfrühorientierung

sich nicht nur an Mädchen, sondern auch an Jungen
richtet. Der DGB führte mit Jugendlichen ein Poten-
tial-Assessment durch. Zusammen mit ausgebildeten
TeamerInnen konnten die TeilnehmerInnen ihre Stär-
ken und Schwächen erforschen. Entsprechend ihrer
Fähigkeiten haben sich die Jungen und Mädchen mit
Berufsfeldern und Berufen beschäftigt. 

Niedersachsen

Landesfrauenausschuss

Der Landesfrauenausschuss Niedersachsen hat unter
anderem die Bezirksfrauenkonferenz und den Länder-
abend vorbereitet. Die Gewerkschaftsfrauen im Lan-
desfrauenausschuss haben die Novellierung des Nie-
dersächsischen Gleichberechtigungsgesetzes (NGG)
kritisch begleitet und eine Stellungnahme erarbeitet.
Sie kritisierten, dass im Gesetzentwurf eine Entwick-
lung weg von der Frauenpolitik hin zur Familienpolitik
deutlich wird. Die DGB-Frauen haben ihre Arbeit auch
in diesem Jahr im Rahmen eines Standes des Landes-
frauenrates auf der infa in Hannover vorgestellt.

Bremen

Regionsfrauenausschuss

Der Regionsfrauenausschuss trifft sich einmal pro
Monat, um über aktuelle frauenpolitische Themen zu
diskutieren. Schwerpunkte im letzten Jahr waren die
anstehenden Veränderungen am Arbeitsmarkt, die
daraus resultierenden Folgen für Frauen, die geplan-
ten Kürzungen im Sozialbereich und die fehlenden
Betreuungsmöglichkeiten für Kinder unter drei Jahren.

„Famlienfreundliche Stadt Bremen“

Die Bremer Initiative „Familienfreundliche Stadt“ will
Impulse setzen, damit das Leben zwischen Arbeit und
Alltag familienfreundlicher wird. Der DGB gehört neben
KDA, Arbeitnehmerkammer, Forum zeiten:der:stadt
und ZGF zu den InitiatorInnen. Die Initiative versucht
den Leitideen der „Familienfreundlichen Stadt“ Gel-
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tung zu verschaffen. AkteurInnen in Politik und Ver-
waltung, in Betrieben und Unternehmen, in Verbän-
den und Institutionen sollen die „Familienfreundliche
Stadt“ als Leitidee in ihre Programmatik und alltägli-
che Praxis einbauen. In diesem Jahr wurden Work-
shops organisiert zu den Themen Betrieb und Familie,
unterschiedliche Auswirkungen des Auditierungsver-
fahrens auf Männer und Frauen, Vereinbarkeit von
Familie und Management, Pflege von Angehörigen
und Berufstätigkeit, Telearbeit/Heimarbeit und Aus-
wirkungen auf die Schaffung von Ausbildungsplätzen.

www.kollegin.net 

kollegin.net stand auch in diesem Jahr gewerkschaft-
lich organisierten Betriebs- und Personalrätinnen so-
wie Mitarbeitervertreterinnen in ihrem alltäglichen
Engagement für Chancengleichheit mit Rat und Hilfe
zur Seite. Das virtuelle Netzwerk für Betriebs- und
Personalrätinnen der DGB-Regionen Elbe-Weser, Bre-
men-Bremerhaven und Oldenburg-Wilhelmshaven
läuft seit 2004. Neben dem virtuellen Austausch wur-
den Treffen mit Betriebs- und Personalrätinnen aus
den drei Regionen zu verschiedenen Themen durch-
geführt. Die Regionalgruppen treffen sich zu einem
zweimonatigen Austausch. „kollegin.net“ ist ein
Pilotprojekt. Die Erfahrungen mit dem virtuellen Netz
sollen ausgewertet und gegebenenfalls auf andere
Regionen übertragen werden.

Sachsen-Anhalt

Landesfrauenausschuss 

Der Landesfrauenausschuss beschäftigte sich in diesem
Jahr vor allem mit den Auswirkungen der Hartz-Gesetz-
gebung auf Frauen. Weitere Schwerpunkte waren die
Vereinbarkeit von Familie und Beruf, die regionalen
Familienbündnisse in Sachsen-Anhalt sowie das Landes-
bündnis für Familie. Der Landesfrauenausschuss hat
die Volksinitiative für ein Kinder- und Jugendfreund-
liches Sachsen-Anhalt aktiv unterstützt und den Volks-
entscheid für ein Kinder- und Jugendfreundliches
Sachsen-Anhalt am 23. Januar 2005 mit vorbereitet.

„Soll man Reisende aufhalten?“

Die DGB-Fachtagung zum Thema „Frauen und der
demographische Wandel in den neuen Ländern“ fand
in Kooperation mit der Landeszentrale für politische
Bildung Sachsen-Anhalt statt. Der Bevölkerungsrück-
gang in Sachsen-Anhalt ist höher als in jedem ande-
ren Bundesland. Zu einem Drittel wird er durch den
Geburtenrückgang verursacht, doch zwei Drittel die-
ses Rückgangs entstehen durch Abwanderung. Bei
vielen Menschen, die Sachsen-Anhalt den Rücken
kehren, spielen berufliche Aufstiegsmöglichkeiten, die
Qualität der Arbeitsplätze, aber auch die allgemeine
Lebensqualität eine große Rolle. Viele der Abwande-
rInnen haben eine stabile Bindung an ihre frühere
Heimat und können sich theoretisch eine Rückkehr
vorstellen – wenn sie hier ebenbürtige Lebens- und
Arbeitsperspektiven entwickeln können. Was aber
können Politik und Wirtschaft tun, um bessere Rah-
menbedingungen für eine ausgeglichene Zu- und
Abwanderungsbilanz zu schaffen? Gemeinsam mit
Prof. Dr. Dienel, die eine umfassende Studie über Ab-
wanderung aus Sachsen-Anhalt verfasst hat, und vie-
len anderen Expertinnen aus Politik und Wirtschaft
haben die TeilnehmerInnen über mögliche Lösungs-
wege diskutiert.

Die DGB-Frauen in Sachsen-Anhalt gestalteten außer-
dem das frauenpolitische Forum in Dessau mit, das
sich mit Mobbing in der Arbeitswelt befasste. Sie
führten Schulungen, Fortbildungen und eine Hotline
zum Arbeitslosengeld II in Zusammenarbeit mit Info-
Projekt durch. Sie luden außerdem zu Veranstaltun-
gen in Salzwedel, Magdeburg, um die Auswirkungen
der Hartz-Gesetze auf Frauen und Familien öffentlich
zu diskutieren.
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1. DGB-Bezirksjugendkonferenz

Die DGB-Jugend hat sich intensiv mit der Vorbereitung,
Umsetzung und Auswertung der ersten DGB-Bezirks-
jugendkonferenz vom 26. bis 28. Oktober 2005 in
Ottersleben beschäftigt. Drei Tage lang wurden An-
träge beraten und gemeinsame Projekte geplant. Unter
anderem ging es dabei um die Zukunft gewerkschaft-
licher Jugendbildungsarbeit, um Arbeitszeitverkürzung,
Mindestlohn und Qualität der Ausbildung. Die Bezirks-
jugendkonferenz hat sich auch mit den Leitanträgen
der Bundesjugendkonferenz, die in diesem Jahr statt-
fand, beschäftigt und ihre Position dazu bestimmt.

Projekttag Demokratie und Mitbestimmung

In Kooperation mit den DGB-Regionen und den
Gewerkschaften bietet die DGB-Jugend seit 2002
Berufsschulen und außer- sowie vollzeitschulischen
Bildungseinrichtungen den Projekttag für Demokratie
und Mitbestimmung an. Ziel des Projekttages ist es,
Jugendlichen und jungen Erwachsenen wirtschaftliche
Zusammenhänge zu erklären, die Rolle von Gewerk-
schaften im politischen und wirtschaftlichen System
darzustellen und sie zu persönlichem Engagement
sowie zur Interessenvertretung im Betrieb zu motivie-
ren. Vor allem im Rahmen der Berufsschultour im
Herbst hat die DGB-Jugend Projekttage veranstaltet,
Aktionen vor Schulen durchgeführt und viele Jugend-
liche auf die Möglichkeiten eines gewerkschaftlichen
Engagements angesprochen. Von September bis
November war die DGB-Jugend in vielen Städten in
Niedersachsen, Bremen und Sachsen-Anhalt mit dem
roten Kampagnen-Mobil gut sichtbar.

Niedersachsen

Jugendbildungsarbeit

Schwerpunkt der DGB-Jugend in Niedersachsen ist die
Jugendbildungsarbeit. In den DGB-Regionen und über-
regionalen Projekten wie dem Berufsschultag, dem
Courage-Projekt und den Gender-Projekttagen führ-
ten wir Seminare und Qualifizierungen durch. Aktiv
waren wir insbesonders in den Themenfeldern

D Gewerkschaften,

D Bewerbungstraining und Berufsorientierung,

D Arbeitsrecht und Mitbestimmung in Schule,
Betrieb und Gesellschaft,

D Demokratie,

D JugendleiterInnenausbildung,

D Geschlechterverhältnisse,

D Wirtschaftszusammenhänge,

D Globalisierung und alternative Wirtschaftsformen

D sowie Antirassismus, Migration, Rechtsextremis-
mus, Geschichtspolitik, Auseinandersetzung mit
dem Faschismus und Antisemitismus. 

Lebensweltbezogene Mädchenarbeit

Das Jahr 2005 wird das letzte Jahr des Förderpro-
gramms „Lebensweltbezogene Mädchenarbeit“ sein.
Die Förderung seitens des Landes Niedersachsen ist
eingestellt worden, der Förderzeitraum ausgelaufen.
Dennoch sind die Projekte der DGB-Jugend im The-
menbereich Lebensplanung und Berufsorientierung
weitergelaufen. Ein Highlight war die Kooperation mit
dem Jugendzentrum Posthornstraße. Hierbei ging es
um die Einführung in technische Berufe rund um das
Baugewerbe am Beispiel des Stadtteils Linden. Ziel
des Projektes war es, sich mit der gebauten Umwelt
der eigenen Lebenswelt auseinander zu setzen, Qua-
litäten und Defizite aufzuzeigen und die konkreten
Berufe dahinter zu entdecken. Zum Abschluss des
Projektes entwickelte die Mädchengruppe ein Modell
für konkrete bauliche Verbesserungen im Stadtteil und
gewann den ersten Platz beim Wettbewerb „Erobert
das Rathaus“ in Hannover.

Jugend
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„...für demokratie courage zeigen!“

2005 gab es wieder vielfältige Aktivitäten im Projekt
„...für demokratie courage zeigen!“. Neben den Pro-
jektphasen an Schulen und Qualifizierungen für Tea-
merInnen sind weitere, den Netzwerkcharakter unter-
stützende Aktivitäten entwickelt worden, wie etwa
die Ausstellung zum Antisemitismus in Deutschland
und Europa in Kooperation mit der Landesschulbe-
hörde Niedersachsen. Ergänzend dazu wurde ein Aus-
tausch mit Partnern aus Israel initiiert. Ein Besuch der
israelischen Gruppe fand in der Jahresmitte statt. Ein
Rückbesuch ist für 2006 geplant.

Die Förderung durch das Programm „entimon“ lief
zum 1. August 2005 aus. Weitere Förderungen über
andere Zuschussgeber (EU) sind beantragt. Die unsi-
chere finanzielle Grundlage des Projektes behindert
die Arbeit. Die jährlich zu beantragenden Mittel und
die recht späte Auszahlung der Gelder sind ein gro-
ßes Ärgernis und behindern die Kontinuität, die not-
wendig für die Jugendbildungsarbeit wäre.

Jugendpolitik

Die jugendpolitischen Aktivitäten der DGB-Jugend
waren im Rahmen der gemeinsamen Absprachen im
Landesjugendring Niedersachsen davon geprägt, das
neue Förderprogramm „NextNetz“ (Integration von
benachteiligten Jugendlichen in die Jugend(verbands)-
arbeit) auf den Weg zu bringen und gemeinsam mit
den PolitikerInnen der Landtagsfraktionen Planungen
für das „Jahr der Jugend 2006“ voranzutreiben. 

Bremen 

Jugendbildungsarbeit

Neben Aus- und Fortbildungen von Ehrenamtlichen,
die in der außerschulischen Bildungsarbeit und den
Gremien der DGB-Jugend tätig sind, führt die DGB-
Jugend in Bremen vor allem originäre außerschulische
Bildungsarbeit durch. Der ReferentInnen-Arbeitskreis
Jugend entwickelt kontinuierlich Konzepte für die
Seminare und veranstaltet diese. Zielgruppen sind
SchülerInnen von allgemeinbildenden Schulen und
aus Berufsschulen. Aber auch besonders benachteilig-
te Jugendliche aus berufsvorbereitenden Maßnahmen
und dem so genannten zweiten Ausbildungsmarkt
haben die Möglichkeit, an Wochenseminaren teilzu-
nehmen. 

Mit dem Schulzentrum Alwin-Lonke-Straße führt die
Bremer DGB-Jugend seit Jahren das Modellprojekt
„Leben und Arbeiten im ehemaligen KZ Sachsenhau-
sen“ durch, dessen Ergebnisse auf unterschiedliche
Arten dokumentiert worden sind. Das Projekt für
Demokratie und Mitbestimmung findet in Form von
sechsstündigen Projekttagen an verschiedenen Bremer
Schulen statt. Außerdem finden die Projekttage „...für
demokratie courage zeigen!“ statt. Auf große Reso-
nanz stoßen die dreitägigen Projekttage zum Thema
Sexismus und Geschlechterrolle, die ebenfalls an ver-
schiedenen Schulen angeboten werden. Ein sehr akti-
ver Arbeitskreis Gender entwickelt die Konzepte wei-
ter. Die genderpädagogischen Methoden fließen auch
in andere Seminare und Projekttage mit ein.

Mit zwei Bremer Schulen kooperiert die DGB-Jugend
seit mehreren Jahren im Bereich Arbeitslehre. Schüle-
rInnen wählen sich ein Projekt und beschäftigen sich
außerhalb des Unterrichts mit den angebotenen In-
halten. Die DGB-Jugend bietet die Themen „Mitbe-
stimmung“ und „Interessenvertretung“ an. 

Jugendräume im Westend

Die DGB-Jugend unterhält Räumlichkeiten in der Kul-
turwerkstatt Westend. Zum Jahreswechsel 2004/2005
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fand innerhalb des Hauses ein Umzug in einen neuen
Raum statt. Der Caferaum, ein weiterer Raum sowie
das Jugendbüro wurden aufgegeben. Als Treff, Sit-
zungs- und Jugendräumlichkeit dient nun ein kleine-
rer Seminarraum. Dies wurde erforderlich, da nicht
mehr genügend finanzielle Mittel zur Verfügung ge-
stellt wurden.

Kürzungen im Jugendbereich

Die DGB-Jugend ist wie andere Jugendverbände und
Initiativen seit einigen Jahren von Mittelkürzungen
betroffen. Mit verschiedenen Aktionen und fachlichen
Stellungnahmen hat der DGB kontinuierlich versucht,
dieser Entwicklung etwas entgegenzusetzen. Fakt ist
allerdings, dass Jahr für Jahr weniger Geld zur Verfü-
gung gestellt wurde. Im Jahr 2005 hat sich das finan-
zielle Bedrohungsszenario zugespitzt. Momentan ist
noch unklar, welche Konsequenzen das für die außer-
schulische Jugendbildungsarbeit haben wird.

Erster Mai – Jugend ist dabei!

Unter dem Motto „Sieben auf einen Streich“ veran-
staltete die Bremer Gewerkschaftsjugend am 30. April
2005 einen Aktions- und Informationsstand in der
Innenstadt. Beim Tanz in den Mai gestaltete die DGB-
Jugend ein Zelt auf dem Domshof. An der Mai-De-
monstration beteiligte sich die DGB-Jugend mit einem
Musikwagen sowie mit Redebeiträgen in Form von
Theatereinlagen und Kabarett.

Gute Ausbildung prämiert

Seit 1999 vergibt die DGB-Jugend einen Wanderpokal
für den besten „Ausbildungsbetrieb des Jahres“. Die
DGB-Jugend verschickt dazu Fragebögen an Jugend-
und Auszubildendenvertretungen und Ausbildungs-
personalrätInnen, die die Qualität der Ausbildung
analysieren. Aus den Antworten wird ein Siegerbetrieb
ermittelt. Preisträger für das Ausbildungsjahr 2004
war die Lloyd Werft Bremerhaven GmbH.

Aktionswoche zur Ausbildungsplatzmisere

Vom 5. bis 7. Dezember 2005 führte die DGB-Jugend
eine Aktionswoche durch. Aktivitäten auf dem Weih-
nachtsmarkt, die Übergabe des Wanderpokals und
verschiedene Workshops zum Thema Ausbildungs-
platz, Bewerbung und Mitbestimmung waren Teil die-
ser Woche.

Die Bremer DGB-Jugend hat in diesem Jahr außerdem
an Berufsmessen wie der Top-Job teilgenommen. 

JAV-Konferenz

Unter dem Motto „Biss muss sein –  Ausbildung ver-
bessern“ fand am 7. Februar 2005 die erste JAV-
Konferenz im Bremer Gewerkschaftshaus statt. 45
Mitglieder von Bremer Jugendvertretungen folgten
der Einladung von DGB-, ver.di- und IG Metall-Jugend.

Ausstellung zu den Jugend-Konzentrationslagern
Moringen und Uckermarck 

Vom 5. bis 23. Dezember 2005 haben der ver.di-
Bezirk Bremen und die DGB-Jugend die Ausstellung
„Wir hatten noch gar nicht angefangen zu leben“ im
Gewerkschaftshaus Bremen gezeigt. Das Rahmenpro-
gramm umfasste vielfältige Angebote wie Gespräche
mit Zeitzeugen, Videoprojekte, Filmvorführungen und
Konzerte mit Jazz aus den 40er Jahren.
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Sachsen-Anhalt

Jugendbildungsarbeit

Im Mittelpunkt der gewerkschaftlichen Jugendbildungs-
arbeit in Sachsen-Anhalt standen die Aus- und Fort-
bildung Ehrenamtlicher sowie außerschulische Bildungs-
angebote. Die antirassistischen Bildungsangebote
wurden fortgesetzt und weiter entwickelt. Auch die
Angebote zur beruflichen Orientierung und zur Be-
gleitung des Übergangs von Schule ins Berufsleben
hat die DGB-Jugend verbessert und fortgeführt. Im
Vorfeld der Bundestags- und Landtagswahlen wurden
neue Seminarangebote entwickelt. Die Jugendbildungs-
arbeit wurde laufend unter Berücksichtigung der qua-
litativen Entwicklung und des Gender Mainstreaming
ausgewertet. Die Bildungsveranstaltungen eröffneten
Jugendlichen die Möglichkeit, sich mit der persönlichen
Lebens- und Berufswegplanung und der Entwicklung
eigener Fähigkeiten und Kompetenzen auseinander
zu setzen. 

Politische Kompetenz stärken

Diese Veranstaltungen richteten sich an Jugendliche
und junge Erwachsene sowie an Multiplikatorinnen
und Multiplikatoren der außerschulischen Jugend-
arbeit. Großes Interesse fanden vor allem die Themen
Hartz III und Hartz IV sowie Zeitplanung und Selbst-
management, Fragen des Lebensunterhaltes, rechtli-
che Rahmenbedingungen während der Ausbildung
sowie das BewerberInnentraining. Infolge der Bundes-
und Landtagswahlen wurden besonders die Angebote
der antirassistischen Bildungsreihe nachgefragt. Auch
die jugendpolitischen Stammtischgespräche „Let’s talk
about...“ fanden aufgrund der 2006 in Sachsen-An-
halt stattfindenden Landtagswahlen großen Zuspruch.
Zu Themen wie „Ausbildung, Abwanderung und
Jugendförderung“ oder „Perspektiven Jugendlicher
und junger Erwachsener in Schule, Ausbildung und
Beruf“ fanden hitzige Diskussionen statt mit Politi-
kern und Politikerinnen sowie VertreterInnen der
Arbeitgeber und der Agentur für Arbeit. 

Qualifizierung von MultiplikatorInnen

Die Arbeit des ehrenamtlich tätigen TeamerInnen-
arbeitskreises (TAK), der die Jugendbildungsarbeit
unterstützt, konnte weiter ausgebaut werden. Zum
einen stand die methodische und inhaltliche Quali-
fizierung der Multiplikatorinnen und Multiplikatoren
im Mittelpunkt. Zum anderen entwickelte der TAK
Jugendbildungskonzepte und war an der Organisa-
tion, Durchführung und Auswertung von Veranstal-
tungen der DGB-Jugend beteiligt. 

Projekt für Toleranz und Demokratie

In Kooperation mit der Landesvereinigung kulturelle
Jugendbildung Sachsen-Anhalt e.V. und der Auslands-
gesellschaft Sachsen-Anhalt e.V. hat die DGB-Jugend
aufgrund der anhaltenden Gewaltbereitschaft und
Ausländerfeindlichkeit unter Jugendlichen ein Konzept
zur Durchführung von Projekttagen entwickelt. Das
Projekt für Toleranz und Demokratie, seit Oktober
2001 Bestandteil des ostdeutschlandweit arbeitenden
Netzwerkes für Demokratie und Courage, bildete für
die Umsetzung der Projekttage Jugendliche und junge
Erwachsene zu Teamerinnen und Teamern aus. Bis
September 2005 erreichte das Projekt mit 62 Projekt-
tagen viele Jugendliche an allgemein bildenden Schu-
len, Berufsschulen und in Jugendfreizeiteinrichtungen.
Seit Beginn des Jahres 2005 wird das Projekt durch
die Deutsche Behindertenhilfe – Aktion Mensch e. V.
gefördert.
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Zusammenarbeit

Die beamtenrechtlichen Beteiligungsverfahren sind
nicht geeignet, Interessen der BeamtInnen durchzu-
setzen. Eine wirksame gewerkschaftliche Interessen-
vertretung wird deshalb immer schwieriger. Die parla-
mentarisch-politisch Verantwortlichen haben die ge-
werkschaftlichen Forderungen nach vollen Verhand-
lungsrechten für BeamtInnen sowohl auf Bundes- als
auch auf Landesebene kategorisch abgelehnt. Deshalb
steht die DGB-Forderung nach Verhandlungsrechten
nach wie vor auf der Tagesordnung.

Die Strukturreform des öffentlichen Dienstes (ÖD)
wird in den nächsten Jahren eine zentrale Rolle spie-
len. Die Einführung eines funktions- und leistungsbe-
zogenen Bezahlungssystems, das Effekte auf die Ver-
sorgung und das Laufbahn- und Statusrecht hat, wird
zu einschneidenden Veränderungen führen. Der DGB
wird alle Einflussmöglichkeiten nutzen, damit die
Interessen der BeamtInnen bei der Ausgestaltung des
Beamtenrechtes zur Geltung kommen.

Niedersachsen

Der Arbeitskreis Öffentlicher Dienst/Beamtenpolitik,
der sich aus Vertreterinnen und Vertretern der ÖD-
Gewerkschaften zusammensetzt, hat im vergangenen
Jahr drei Mal getagt. Schwerpunkt der Arbeit waren
die Bedingungen der Beschäftigten im Öffentlichen
Dienst.  Auch 2005 ging es in erster Linie darum,
Verschlechterungen soweit möglich abzuwehren und
die Gewerkschaften des Öffentlichen Dienstes bei den
vielfältigen Aktionen und Demonstrationen zu unter-
stützen.

Eine Hauptaufgabe des Arbeitskreises besteht darin,
im Rahmen der beamtenrechtlichen Beteiligungsver-
fahren Stellungnahmen zu erarbeiten. Beispielhaft sei
hier das Modellkommunengesetz genannt. Nach die-
ser Vorschrift soll es möglich werden, Mitbestimmungs-
rechte der Personalräte in ausgewählten Kommunen
für einen befristeten Zeitraum außer Kraft zu setzen.
Der DGB hat sich entschieden dagegen ausgesprochen.

Ziel der Gesetzesänderungen, die BeamtInnen betref-
fen, ist es oft, Mittel für den Landeshaushalt einzu-
sparen. Um dies zu erreichen werden die Arbeits- und
Besoldungsbedingungen für die Beamtinnen und
Beamten einseitig festgelegt. Eine echte Beteiligung
oder gar Mitbestimmung erfolgt nicht.

Im März 2005 fand in Hannover in den ver.di-Höfen
eine Schulung für Personal- und Betriebsräte statt.
Die Veranstaltung fand sowohl bei den Teilnehmerin-
nen und Teilnehmern als auch in der Presse große
Beachtung. Themen waren die HartzIV-Gesetze und
ihre Auswirkungen auf den öffentlichen Dienst, die
81er-Vereinbarungen zur Telearbeit und Staatsmoder-
nisierung sowie die Modernisierung des Tarifrechts.

Öffentlicher Dienst/
Beamtenpolitik

30 Das machen wir. 2005 • Öffentlicher Dienst/Beamtenpolitik



Bremen

Im Land Bremen besteht eine zwölfköpfige DGB-
Landesbeamtenkommission, deren Mitglieder von den
Gewerkschaften GdP, ver.di und GEW benannt wor-
den sind. Die VertreterInnen stammen aus Bremen
und Bremerhaven. Die Kommission bezieht im Rah-
men der beamtenrechtlichen Beteiligungsverfahren
aus gewerkschaftlicher Sicht zu Gesetzesänderungen
Stellung. Im vergangenen Jahr gab der DGB zum
Beispiel Stellungnahmen ab zur Kürzung bzw. Strei-
chung von Weihnachts- und Urlaubsgeld, zu Ände-
rungen der Bremischen Beihilfevorschriften, zur Neu-
ordnung des Bremischen Disziplinarrechts, zum Gesetz
zur Änderung des Bremischen Besoldungsgesetzes
sowie zur Leistungsprämien- und Zulagenverordnung.
Die Änderungen dienten meist dazu, durch Kürzun-
gen bei den Personalkosten Mittel im Landeshaushalt
einzusparen. Dieses Verhalten ist unter schwierigen
Finanzbedingungen durchaus nachvollziehbar. Auffäl-
lig war jedoch, dass der Bremer Senat und viele Bür-
gerschaftsabgeordnete kaum noch bereit waren, bei
den Verhandlungen zur Änderung von Arbeits-, Be-
zahlungs- und Ausbildungsbedingungen auch die
Interessen von BeamtInnen zu berücksichtigen. Die
politisch Verantwortlichen nutzen bedauerlicherweise
alle gesetzlichen Regelungsmöglichkeiten, die das
bestehende Beamtenrecht bietet. Im Klartext: Sie
legen die Arbeits- und Bezahlungsbedingungen der
BeamtInnen einseitig fest.

Sachsen-Anhalt

Der Arbeitskreis Beamte hat sich unter anderem im
Rahmen der Personalratswahlen mit dem aktiven und
passiven Wahlrecht der Ein-Euro-Jobber beschäftigt.
Außerdem hat er Stellungnahmen zu Gesetzentwür-
fen und Verordnungen abgegeben.
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Niedersachsen

Der DGB hat sich im Präsidium des Niedersächsischen
Rates der Europäischen Bewegung (NIREB) aktiv betei-
ligt. Durch die Präsidiumsarbeit und auf verschiede-
nen Veranstaltungen hat er europapolitische Gewerk-
schaftspositionen eingebracht.

EU-Strukturförderung

Seit dem Jahr 2000 ist der DGB Niedersachsen in den
beiden Begleitausschüssen für die EU-Strukturfonds
Europäischer Sozialfonds und Europäischer Fonds für
regionale Entwicklung vertreten. Für Niedersachsen
stehen von 2000 bis 2006 erhebliche Fördermittel in
Höhe von 1,3 Milliarden Euro zur Verfügung. Der DGB
hat sich in den regionalen Begleitausschüssen und im
Landesbegleitausschuss dafür eingesetzt, dass diese
Mittel im Einklang mit gewerkschaftlichen Zielen der
Wirtschafts-, Struktur- und Beschäftigungspolitik ein-
gesetzt werden.

Ein weiterer Schwerpunkt  war die Begleitung der Neu-
strukturierung der nächsten Förderperiode von 2007
bis 2013. Die Reform wird für Niedersachsen deutli-
che Veränderungen mit sich bringen. Der DGB wird
die Ausgestaltung der EU-Strukturförderung weiter
aktiv beeinflussen, damit Geld in Programme und Pro-
jekte fließt, die Beschäftigung fördern, Qualifizierung
ermöglichen und Innovationen anregen. Dazu werden
wir unter anderem Fachgespräche organisieren. 

EU-Gesetzgebung

Der DGB begleitete die europäische Gesetzgebung in
den für die Beschäftigten in Niedersachsen wichtigen
Fragen wie der Neuorientierung der Beihilferegelun-
gen, der Fusionsrichtlinie, der Basel II-Gesetzgebung
oder der neuen Europäischen Chemikaliengesetz-
gebung.

Netzwerk Euro-Betriebsräte

Der DGB koordiniert das Netzwerk Euro-Betriebsräte
in Zusammenarbeit mit der Kooperationsstelle Hoch-
schulen-Gewerkschaften Hannover-Hildesheim, der

Technologieberatungsstelle (TBS) Niedersachsen und
der Bildungsvereinigung ARBEIT UND LEBEN Nieder-
sachsen. Das branchenübergreifende regionale Netz-
werk dient als Forum für alle Kolleginnen und Kolle-
gen der DGB-Gewerkschaften, die auf europäischer
Ebene arbeiten, aber auch für diejenigen, deren Unter-
nehmen sich europäisieren wollen oder die sich für
die Arbeit auf europäischer Ebene interessieren. Das
Netzwerk will vor allem einen kontinuierlichen Erfah-
rungsaustausch unterstützen, wechselseitiges Lernen
ermöglichen und Kontakte knüpfen.

EU-Dienstleistungsrichtlinie

Der DGB hat sich dafür eingesetzt, dass das Herkunfts-
landprinzip der EU-Dienstleistungsrichtlinie aufgege-
ben wird und die Sicherung von Arbeitsplätzen durch
gleiche und akzeptable Wettbewerbsbedingungen
Vorrang erhält. Auch in Niedersachsen sind bereits
Arbeitsplätze durch die illegale Beschäftigung auslän-
discher ArbeitnehmerInnnen zerstört worden. Dieser
Prozess muss aufgehalten werden. Deshalb fordert
der DGB, dass ausländische Dienstleister für das Er-
bringen ihrer Leistungen eine Zulassung ihres Heimat-
landes brauchen. Bei den gesetzlichen Bestimmungen,
Löhnen und im Sozialbereich sowie beim Umwelt- und
Verbraucherschutz müssen die Gesetze und Regeln
des Ziellandes gelten.

Grenzüberschreitende Kooperation

Der DGB-Bezirk beteiligt sich seit der Gründung des
Interregionalen Gewerkschaftsrates Weser-Ems-Nord-
Niederlande (IGR WENN) an dieser grenzüberschrei-
tenden deutsch-niederländischen Gewerkschaftskoope-
ration. 2005 führte der IGR WENN Fachtagungen
sowie regelmäßige Vorstandstreffen abwechselnd in
Deutschland und den Niederlanden durch.

Europapolitik
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Bremen

EU- Strukturförderung

Der DGB Bremen hat kritisch und konstruktiv im regio-
nalen Ziel-2-Begleitausschuss für das Land Bremen
und im regionalen Begleit- und Lenkungsausschuss
für das URBAN II - Programm in Bremerhaven mitge-
arbeitet. Es ist gelungen, mit den Mitteln der EU und
den Komplementärmitteln des Landes den Struktur-
wandel zu fördern, Arbeitsplätze zu sichern und neue
zu schaffen. In Zukunft wird es darum gehen, sich auf
die Anforderungen der neuen Förderphase vorzube-
reiten. Auch nach 2006 gibt es strukturpolitischen
Handlungsbedarf, insbesondere in Bremerhaven.

Sachsen-Anhalt

EU-Strukturförderung

Sachsen-Anhalt ist Ziel 1-Gebiet der europäischen
Strukturförderung. Der DGB arbeitet aktiv im regiona-
len Begleitausschuss des Landes mit. Schwerpunkt
war die Umsetzung der geplanten Projekte in Über-
einstimmung mit gewerkschaftlichen Zielen. Außer-
dem hat der Ausschuss begonnen, die Festlegung der
Schwerpunkte der Förderpolitik von 2007 bis 2013 zu
diskutieren. Der DGB Sachsen-Anhalt hat ein Positions-
papier erarbeitet, da zu befürchten ist, dass die staat-
lichen Aktivitäten aufgrund knapper öffentlicher Kas-
sen reduziert werden. Aus Sicht der Gewerkschaften
sind die Europäischen Strukturfonds ein unverzichtba-
res Handlungsinstrument, das einer ausgewogenen
Entwicklung, dem Abbau sozialer Ungleichheiten und
der Beschäftigungsförderung dient.

Der DGB Sachsen-Anhalt wird im Dezember 2005 in
seinen vier Regionen Workshops mit Betriebs- und
Personalräten zur neuen Förderperiode durchführen.
Diese Qualifizierung soll ihnen ermöglichen, sich aktiv
an der Umsetzung der Europäischen Strukturförderung
in Sachsen-Anhalt zu beteiligen.

Auch in der Lenkungsgruppe Evaluierung, die die
Bewertung und Erreichung der Zielvorgaben berät,
hat der DGB aktiv mitgearbeitet. Die Landesinitiative
„Pakte“ wurde als eigener Weg der Strukturfonds-
förderung erfolgreich unter verbindlicher Beteiligung
der Sozialpartner fortgesetzt.

In der Region Harz ist der DGB Initiator und Träger
des Paktes „Gesundheitsregion Harz“. Die DGB-Region
engagiert sich in besonderer Weise, so dass eine posi-
tive Bilanz des Projekts vorgelegt werden konnte. Die
Initiative soll deshalb in einer zweiten Förderperiode
fortgesetzt werden.

Der DGB ist außerdem Mitglied in den Beiräten der
Landesinitiativen, im Beirat des URBAN-II Programms
sowie im Beirat des Programms LEADER PLUS.
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Niedersachsen

CDU und FDP haben den Kurs in der Umweltpolitik
des Landes Niedersachsen um 180 Grad geändert: 
Die Notwendigkeiten einer umweltgerechten Zukunft
werden in den Hintergrund gerückt. Einzelinteressen
bestimmen den Kurs. Sachverstand, Strukturen und
Ressourcen sind zur Strecke gebracht. Umwelt- und
Naturschutzbelange werden anderen untergeordnet.
Damit wird keine nachhaltige Entwicklung mehr orga-
nisiert, die einen Ausgleich zwischen ökonomischen,
ökologischen und sozialen Interessen sucht. Die Zu-
kunftsfähigkeit unseres Landes und die Beschäftigung
im Umweltsektor stehen auf dem Spiel. Der DGB hat
sich hier eindeutig positioniert.

Ausschuss für Umweltfragen (AfU)

Der AfU tagte unter Leitung von Prof. Dr. Eberhard
Schmidt im Jahr 2005 drei Mal und befasste sich da-
bei unter anderem mit der Arbeit der fünften Regie-
rungskommission, der rückwärtsgewandten nieder-
sächsischen Umweltpolitik, der Abfallwirtschaft und
der Energiepolitik.

Der Ausschuss unternahm eine Exkursion nach Bitter-
feld. Zum einen besichtigten die Teilnehmer den Che-
miepark, nahmen die Umgestaltung der alten Chemie-
Anlagen in Augenschein und erörterten die Beseiti-
gung der Altlasten. Zum anderen erkundeten sie die
Goitzsche als Projekt zur Renaturierung des Braun-
kohletagebaus.

Umweltpolitische Stellungnahmen

Im vergangenen Jahr hat der DGB unter anderem eine
Stellungnahme zur Gründung des die Landesgrenzen
Niedersachsen und Sachsen-Anhalt überschreitenden
Nationalparks Harz entwickelt. Diese Position wurde
im Rahmen einer Anhörung vor dem niedersächsischen
Landtag präsentiert.

Fünfte Regierungskommission Umwelt

Die niedersächsischen Gewerkschaften haben sich seit
der ersten Niedersächsischen Regierungskommission
„Umweltmanagement und Kreislaufwirtschaft“ an
allen Folgekommissionen sowohl in der Kommission
selbst als auch in den Arbeitsgruppen aktiv beteiligt.
Zur Zeit wirkt die 5. Regierungskommission „Umwelt-
politik im Europäischen Wettbewerb“. 2005 hat der
DGB aktiv an den Sitzungen der Regierungskommis-
sion teilgenommen und war in allen Arbeitsgruppen
vertreten. Die Interessen der in der Umweltwirtschaft
Beschäftigten, der Gesundheitsschutz und die Inno-
vationsfähigkeit der Unternehmen standen im Mittel-
punkt des Handelns der gewerkschaftlichen Vertreter.

Umwelt
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Niedersachsen

Die Diskussion um das Verhalten der Niedersächsischen
Landesregierung zur Weiterentwicklung des Arbeits-
schutzes hat im Beirat für Arbeitsschutz großen Raum
eingenommen. Der DGB und seine Gewerkschaften
haben mehrfach ihre Position verdeutlicht, dass frei-
willige Vereinbarungen im Rahmen einer Kooperation
zwischen staatlichen Stellen und Berufsgenossenschaf-
ten für die weitere Ausgestaltung des Arbeits- und
Gesundheitsschutzes sinnvoll sind. Kooperationsver-
einbarungen sind in anderen Bundesländern wie in
Bayern bereits gängige Praxis. Dass die Arbeits- und
Sozialministerkonferenz unter dem Stichwort „Dere-
gulierung des Arbeitsschutzrechtes“ einen gemeinsa-
men Antrag entwickelt hat, ist aus Sicht der Gewerk-
schaften aufgrund der langjährigen Debatte ein erster
wichtiger Schritt.

Die Gewerkschaften begrüßen, dass die freiwillige
Kooperation nun eine Grundlage für die Weiterent-
wicklung des dualen deutschen Arbeitsschutzsystems
ist. Ein arbeitsteiliges und abgestimmtes Vorgehen
der staatlichen sowie der berufsgenossenschaftlichen
Stellen darf nicht darüber hinweg täuschen, dass sich
die Fachkompetenz sowie die personelle und sachli-
che Ausstattung beider Bereiche ergänzen müssen.
Die Konzentration der Überwachung von Arbeits-
schutzmaßnahmen bei den staatlichen Arbeitsschutz-
behörden ist ein hohes Ziel, kann aber wegen der
geringen Personalstärke und der in den letzten Jahren
zugenommenen Aufgabenzuwächse weiterhin nur
unzureichend erledigt werden.

Bremen

Gerade bei wachsender Sorge um den Erhalt des
Arbeitsplatzes und zunehmendem Arbeitsdruck in den
Betrieben und Verwaltungen darf die Gesundheit der
Beschäftigten nicht auf der Strecke bleiben. Ein An-
liegen des DGB ist es deshalb, den präventiven Arbeits-
und Gesundheitsschutz im Sinne des Arbeitsschutz-
gesetzes von 1996 in den Betrieben durchzusetzen

und den verstärkten Deregulierungstendenzen ent-
gegenzutreten. Der DGB-Arbeitskreis „Betrieblicher
Arbeits- und Gesundheitsschutz“ setzt sich zusam-
men mit entsprechenden Arbeitskreisen bei IG Metall
und ver.di für diesen wichtigen Aspekt ein.

Die jährlichen Arbeitsschutzkonferenzen des DGB
Bremen sind mittlerweile zu einer festen Institution
geworden. Die Konferenzthemen tragen der Entwick-
lung Rechnung, dass am Arbeitsplatz neben den be-
kannten Belastungen Lärm, Staub oder Chemikalien
vermehrt psychische Belastungen auftreten, die krank
machen können. Die Konferenzen sind gut besucht,
die Zahl der TeilnehmerInnen steigt kontinuierlich.
KollegInnen aus unterschiedlichen Branchen sowie
ExpertInnen des betrieblichen Arbeits- und Gesund-
heitsschutzes nutzen die Konferenzen, um sich auszu-
tauschen und gemeinsam Lösungen und Forderungen
zu entwickeln.

Die 11. Arbeitsschutzkonferenz „Bleibt die Gesundheit
im Betrieb auf der Strecke? Neues Recht im Arbeits-
schutz“ wurde 2005 gemeinsam mit dem DGB-Bezirk
durchgeführt. Sie setzte sich mit den politischen Vor-
haben zur Deregulierung des betrieblichen Arbeits-
und Gesundheitsschutzes auseinander.

Zusammen mit der Arbeitnehmerkammer und vielen
weiteren Bremer Institutionen betreibt der DGB das
Internetportal AUGE-Netzwerk (www.auge-bremen.de).
Das Portal enthält eine umfangreiche Informations-
sammlung zum betrieblichen Arbeits- und Gesund-
heitsschutz, ermöglicht eine schnelle Orientierung
und bietet Interessierten die Gelegenheit zu einem
Informationsaustausch.

Außerdem ist der DGB im Landesarbeitskreis für
Arbeitssicherheit (LASI) beim Senator für Arbeit ver-
treten.

Arbeits- und 
Gesundheitsschutz
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Niedersachsen

Der Konflikt zwischen den in der Vereinigung der
Handwerkskammern Niedersachsen zusammenge-
schlossenen Handwerkskammern Braunschweig, Hil-
desheim, Lüneburg-Stade, Oldenburg, Osnabrück-
Emsland, Ostfriesland und der dort nicht vertretenen
Handwerkskammer Hannover spiegelt sich auch auf
der Ebene der Vizepräsidenten. Zwei geplante Tagun-
gen mussten wegen Terminschwierigkeiten abgesagt
werden.

Handwerksgewerkschaften, Vizepräsidenten, ehren-
amtliche Vertrauensleute und die beim DGB Zustän-
digen haben unterschiedliche Schwerpunkte und
Zuständigkeiten. Vor diesem Hintergrund steht im
nächsten Jahr eine noch bessere Koordinierung auf
der Agenda des DGB.

Bremen

In der Vollversammlung der Handwerkskammer sind
zehn ordentliche und zwanzig Stellvertretende Arbeit-
nehmerInnen vertreten. Der ehrenamtliche Vorstand
seitens der Arbeitgeber ist auf der Vollversammlung
am 29. Mai 2005 zurückgetreten. Grund war die
finanzielle Schieflage des kammereigenen Bildungs-
zentrums. Die ArbeitnehmerInnen sahen keinen
Grund, sich dem Rücktritt anzuschließen, da sie der
Vergangenheit konsequent nicht an Entscheidungen
beteiligt worden waren. Sie haben in der Hoffnung
auf eine künftig bessere Zusammenarbeit den neuen
Arbeitgebervorstand mit je zehn Stimmen unterstützt.
Diese Erwartung hat sich bisher allerdings nicht erfüllt.

Die Finanzlage der Handwerkskammer Bremen ist
weiterhin prekär. Der bisherige Hauptgeschäftsführer
der Kammer wurde abberufen. Die Zukunft des Berufs-
bildungszentrums ist ungeklärt. Die ArbeitnehmerIn-
nen werden möglichen Sanierungsplänen erst zustim-
men, wenn eine Gesamtanalyse über den künftigen
Bedarf an Ausbildungskapazitäten in Bremen und
Bremerhaven vorliegt. 

Sachsen-Anhalt

Die DGB-Regionen Magdeburg und Sachsen-Anhalt/
Süd betreuen in Zusammenarbeit mit der koordinie-
renden DGB-Region Dessau die Arbeitnehmervertre-
terInnen in der Selbstverwaltung der Handwerkskam-
mern Magdeburg und Halle. Sie führen unter ande-
rem Vorbesprechungen zur Vollversammlung durch
und begleiten die Vorstandsarbeit. Ein Schwerpunkt
der gewerkschaftlichen Handwerksarbeit 2005 war
die Vorbereitung der Handwerkskammerwahlen 2006.
In beiden Kammern wird wie in den Vorjahren die
Bildung von gemeinsamen Listen von DGB und Kol-
ping angestrebt.

In beiden Kammern finden einmal jährlich Klausuren
für die ArbeitnehmervertreterInnen in Vorstand, Voll-
versammlung und Berufsbildungsausschuss statt. 2005
wurden dort Themen wie die Auswirkungen der Novel-
lierung der Handwerksordnung, Qualität im Hand-
werk, Ausbildungssituation und Arbeitnehmerrechte
im Handwerk diskutiert.

Eine Besonderheit in Halle ist die gute Zusammen-
arbeit des DGB mit dem Personalrat der Handwerks-
kammer, dessen VertreterInnen auch Gäste auf der
Klausur waren.

Handwerk
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Im Bezirk waren im vergangenen Jahr viele Kollegin-
nen und Kollegen aktiv gegen Rechts. Vor allem wegen
der zunehmenden Aktivitäten der rechtsextremen
Parteien (NPD und DVU) in den Städten des Bezirks
war es notwendig, dass die Gewerkschaften klar Ste-
llung beziehen gegen Diskriminierung, Ausgrenzung
und Rassismus und für Toleranz und Weltoffenheit.
DGB und DGB-Jugend waren zum Beispiel in Braun-
schweig, Hannover, Göttingen und Oldenburg in
Bündnisse eingebunden und haben Gegendemonstra-
tionen und Kundgebungen organisiert.

Bremen

Auf Initiative der DGB-Jugend und des DGB wurde
am 25. Januar 2005 die Veranstaltung „Eine unend-
liche Geschichte – IG Farben endlich auflösen“ mit
Peter Gingold durchgeführt. Am 4. Mai 2005 fand ein
Konzert „Movement against Fascism“ statt, eine Info-
thek informierte über die Naziszene in Bremen, die
NPD Heisenhof und das Thema „Rechtsrock“. Am 
14. Juni 2005 fand die Lesung „Erinnerungen eines
Antifaschisten 1924-2004“ mit Fritz Bringmann statt.

Arbeitskreis „50 Jahre Arbeitsmigration in
Bremerhaven“

Auf Initiative des DGB und des Solidaritätsvereins
gründete sich der Arbeitskreis „50 Jahre Arbeits-
migration in Bremerhaven“, dem verschiedene Orga-
nisationen wie die Arbeitnehmerkammer, das Kultur-
amt Bremerhaven, der Kulturladen Grünhöfe, das
Stadtarchiv, ARBEIT UND LEBEN e.V. Bremerhaven, die
Volkshochschule und das Deutsche Auswandererhaus
angehören. Von 1955 bis 1973 kamen 5,1 Mio Men-
schen aus acht Staaten im Rahmen von Anwerbe-
abkommen in die Bundesrepublik Deutschland. Vor
fünfzig Jahren wurde der erste Vertrag mit Italien
geschlossen. Aus Anlass dieses Jahrestages soll die
Geschichte der ArbeitsmigrantInnen in Bremerhaven
in das Interesse der Öffentlichkeit gerückt werden.
Am 27. August 2005 fand die Auftaktveranstaltung
statt. Es soll eine Dokumentation über „Arbeitsmigra-

tion in Bremerhaven“ geben und ein Buch herausge-
geben werden, das die Geschichten von 15 Arbeits-
migrantInnen erzählt. Die Abschlussveranstaltung wird
am 2. Dezember im Deutschen Auswandererhaus Bre-
merhaven stattfinden. Der Oberbürgermeister Bremer-
havens ist Schirmherr dieser Veranstaltungsreihe.

Sachsen-Anhalt

Aktivitäten gegen Rechts

Die NPD ist zurzeit die agilste und kampagnenfähigste
Gruppierung im rechten Spektrum, was sich unter
anderem in mehreren Aufmärschen im Sommer zeig-
te. Die von der NPD besetzten Themen waren vorder-
gründig sozialer Art und beschäftigten sich entgegen
den sonst üblichen geschichtsrevisionistischen und
rechtsextremen Parolen mit Hartz IV, Verarmung,
Sozialraub. Diese Art des Besetzens sozialpolitischer
Themenfelder lässt sich als Teil des von der NPD-Füh-
rung seit Jahren propagierten „Kampfes um die
Köpfe“ einordnen. Genauso beunruhigend wie der
dramatische Anstieg rechtsextremer Straftaten sind
Aktionen, die sich in der Grauzone zwischen Legalität
und Strafbarkeit bewegen. Als Reaktion darauf hat
der DGB-Landesvorstand Aktivitäten zur Landtags-
wahl und Bildungsangebote beschlossen, die die
Arbeit in den Regionen ergänzen sollen. Die gemein-

Aktiv gegen Rechts
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samen Aktivitäten werden in einem Arbeitskreis koor-
diniert, der sich auch mit der Bundesebene vernetzt.

Runder Tisch gegen Ausländerfeindlichkeit

Der DGB-Landesverband ist aktives Mitglied der Ver-
sammlung und des Vorstandes des Runden Tisches
gegen Ausländerfeindlichkeit Sachsen-Anhalt. Das
Gremium musste sich zu Beginn des Jahres mit dem
Tod des Asylbewerbers Oury Jalloh aus Sierra Leone in
der Zelle eines Dessauer Polizeireviers am 7. Januar
2005 beschäftigen.  Die Umstände seines Todes hat-
ten bundesweit Aufsehen erregt. Um eine Aufklärung
der Todesumstände zu erreichen, übte auch der DGB
großen öffentlichen Druck aus. Umfangreiche Ermitt-
lungen fanden statt.

Zum 1. Januar 2005 trat das Zuwanderungsgesetz in
seinen wesentlichen Bestandteilen in Kraft. Die Lan-
desregierung Sachsen-Anhalts hat durch Rechtsverord-
nung eine Härtefallkommission eingerichtet. Gewerk-
schaftliche VertreterInnen gehören der Kommission
institutionell nicht an. Der DGB hat den Vorschlag des
Runden Tisches unterstützt, den Flüchtlingsrat Sachsen-
Anhalt e. V. in die Härtefallkommission zu berufen. 

Am 11. Mai 2005 hat der DGB eine Anhörung des
Runden Tisches mit Vertreterinnen und Vertretern der
Landtagsfraktionen moderiert. Dabei wurde die Paral-
lelität von Bündnissen und Netzwerken für Zuwande-
rung, Integration, Demokratie und Toleranz diskutiert.
Aus gewerkschaftlicher Sicht muss politischen Akteu-
rInnen aus Parlament und Landesregierung zum Teil
Aktionismus, der lediglich als Feigenblatt dienen soll,
unterstellt werden. Die 55. Anhörung des Runden
Tisches am 24. August 2005 im Landkreis Jerichower
Land hat diesen Eindruck bestätigt. Eingeladene Land-
tagsmitglieder fehlten bei der Anhörung. Angesichts
der von Ausländerinnen und Ausländern kritisierten
Verhältnisse in der Kreisverwaltung Jerichwoer Land
war dies besonders bedauerlich.



Niedersachsen

Allen ehrenamtlichen Arbeits- und SozialrichterInnen
wurden auch 2005 Aufbauseminare angeboten. Die
SozialrichterInnen hat der DGB zum Thema „Ausge-
wählte Rechtssprechung zu Hartz IV“, zu weiteren
Bereichen des Sozialversicherungsrechts sowie zu den
Plänen für eine große Justizreform geschult. Den
ArbeitsrichterInnen bot der DGB Schulungen zum
Thema „Betriebsbedingte Kündigung - Sozialauswahl,
Teilstilllegung, Umstrukturierung, Sozialplan/Interes-
senausgleich“ an. Eine Veranstaltung war besonders
auf die Interessen und Anforderungen der RichterIn-
nen am Landesarbeitsgericht ausgerichtet.

Der DGB hat mit Unterstützung der Rechtsschutz-
sekretärInnen der DGB Rechtsschutz GmbH dreizehn
Seminare in verschiedenen Regionen durchgeführt.
Ingesamt wurden über 300 TeilnehmerInnen geschult.
Aufgrund des großen Interesses der RichterInnen und
der durchweg positiven Resonanz werden zurzeit die
Schulungen für 2006 geplant.

Justizreform

Ein weiterer Schwerpunkt ist die Auseinandersetzung
um die geplante Justizreform. Der DGB ist der Auf-
fassung, dass die Sozial- und Arbeitsgerichte eigen-
ständig bleiben müssen. Er wird deshalb weiterhin auf
Landesebene die Gespräche suchen, um die Entschei-
dungen auf Bundesebene zu beeinflussen, damit die
Zusammenlegung verhindert wird. 

Sachsen-Anhalt 

Der DGB hat in Zusammenarbeit mit den DGB-Regio-
nen ehrenamtliche Richter und Richterinnen am Sozial-
gericht zum Thema Hartz IV geschult. Die Schulungen
fanden im vergangenen Jahr in Magdeburg und Des-
sau statt. Außerdem hat der DGB eine Stellungnahme
zum Thema „Arbeitsrecht auf dem Prüfstand – Bau-
steine für mehr Beschäftigung“ erarbeitet.
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Niedersachsen

Der Arbeitskreis Senioren hat Arbeitstagungen durch-
geführt und sich an der Vorbereitung der großen
Seniorendemonstration am 18. Juni 2005 beteiligt.
2.800 Seniorinnen und Senioren demonstrierten in
Hannover mit großer öffentlicher Resonanz für eine
gerechtere Rentenpolitik. 

In Abstimmung mit dem DGB-Landesvorstand sowie
unter Einbeziehung der Regionen wird daran gearbei-
tet, dass die DGB-Gewerkschaften vor Ort die sozial-
politischen Themen, aber auch die politische Ausein-
andersetzung begleiten. Ein Arbeitsprogramm der
SeniorInnen wird derzeit erarbeitet. Es ist davon aus-
zugehen, dass auch in den nächsten Jahren eine Ver-
tretung der DGB-Senioren im Landesverband erfolgen
wird.

Sachsen-Anhalt

Der Arbeitskreis Senioren hat sich regelmäßig getrof-
fen und Themen wie die Rentenanpassung Ost an
West diskutiert. Zu diesem Thema wurde eine Bro-
schüre erarbeitet, die die Fakten, die Finanzierung
und den Zeitraum der Anpassung darstellt.

Der Vorsitzende des Arbeitskreises, Rolf Herrmann,
hat die Belange der Senioren und Seniorinnen im
Landesvorstand und im Bündnis Soziale Bewegung
vertreten. 

Seniorinnen und Senioren 



Kampagnen und Aktionen

Die Kommunikationskampagne mit verschiedenen
Aktionswellen wurde auch im Frühjahr 2005 fortge-
setzt. Die DGB-Regionen haben vielfältige Aktionen
zur Mobilisierung zum Tag der Arbeit am 1. Mai
durchgeführt, DGB-Bezirk und Bundesvorstand haben
dabei unterstützt.

Ein weiterer Schwerpunkt der DGB-Arbeit ist die Be-
gleitung der Betriebsratswahlen im März 2006. Bei
dieser vom Bundesvorstand gesteuerten Kampagne
sollen vielfältige dezentrale und zentrale Elemente
zum Einsatz kommen. In ausgewählten Großstädten
werden zum Beispiel in erster Linie PendlerInnen an-
gesprochen. Alle DGB-Regionen planen Aktionen rund
um das Thema „Betriebsratswahl und Mitbestimmung“,
um die Betriebsratswahlen im Frühjahr öffentlichkeits-
wirksam zu begleiten. Neue Betriebe und Branchen
sollen erschlossen, neue Mitglieder gewonnen wer-
den. Der direkte Kontakt zu den Betrieben erfolgt
dabei stets im Zusammenwirken mit den Gewerk-
schaften. Gute Beispiele dafür gibt es in der Region
Oldenburg-Wilhelmshaven, aber auch in den Regio-
nen in Sachsen-Anhalt. 

Neuwahlen auf allen Ebenen

Der DGB-Bezirk ist mit deutlich über 1 Million Mitglie-
dern einer der stärksten in der Bundesrepublik. Die
drei Bundesländer Niedersachsen, Bremen und Sach-
sen-Anhalt werden durch die Landesverbände und
den Bezirksvorstand repräsentiert. Der Bezirk hat die
bereits im Jahre 2001/2002 beschlossene DGB-Orga-
nisationsrefom erfolgreich umgesetzt. Im Laufe des
Jahres 2005 konnten in allen DGB-Regionen ohne
Veränderung der regionalen Zuschnitte Organisations-
wahlen durchgeführt werden.

Trotz der Sparauflagen, die alle DGB-Bezirke inner-
halb von drei Jahren umzusetzen haben, kann unser
Bezirk in allen Regionen eine ausreichende Personal-
ausstattung gewährleisten. Damit ist die Unterstützung
der ehrenamtlichen Kolleginnen und Kollegen in allen
Orts- und Kreisverbänden sicher gestellt. Auch in Zu-
kunft sollen die hauptamtlichen DGB-Büros minde-
stens von zwei politischen Sekretärinnen bzw. Sekre-
tären besetzt sein.

Viele ehrenamtlich Engagierte

Auch die Vorstände der ehrenamtlichen DGB-Struktur
sind 2005 neu gewählt worden. Erfreulicherweise
haben sich viele neue Kolleginnen und Kollegen be-
reit erklärt, aktiv und ehrenamtlich beim DGB mitzu-
wirken. Der DGB-Bezirk hat sein Engagement für die
Unterstützung der DGB-Orts- und Kreisverbände ge-
meinsam mit den DGB-Regionen ausgebaut. Das Semi-
narprogramm, das der DGB zusammen mit ARBEIT
UND LEBEN Niedersachsen e.V. aufgelegt hat, bildete
nach wie vor einen Schwerpunkt in der Arbeit für die
Binnenstruktur. Es wurde weiter regionalisiert. Die
angebotenen Seminare, thematisch auf die Anforde-
rungen der Ehrenamtlichen vor Ort zugeschnitten,
verzeichnen verstärkten Zulauf.
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Steigende Teilnehmerzahlen

Um die Handlungsfähigkeit und die Selbstständigkeit
der kommunalen DGB-Vertreter zu stärken, führte der
DGB-Bezirk erstmals zwei große zentrale Veranstaltun-
gen. Im Frühjahr fand die erste Strategietagung im
Jagdschloss Göhrde statt, im Herbst wie schon in den
Vorjahren das Seminar „best practice“ in der Heim-
volkshochschule Hustedt. 

Die Strategietagung behandelte Themen wie die Aus-
einandersetzung mit prekärer Beschäftigung und län-
geren Arbeitzeiten, aber auch die öffentliche Daseins-
vorsorge und Rechtsextremismus. Den Auftakt bildete
ein Referat zum Thema „Wozu Gewerkschaften?“ Die
Anregungen und Ergebnissen dieser Tagung führten
zur Erstellung von Handlungshilfen für die Ehrenamt-
lichen, die in Kürze – für alle zugänglich – im Internet
abrufbar sind.

Das Seminar „best practice“ war dem Austausch der
Ehrenamtlichen untereinander vorbehalten. Mittels
der Methode „World Cafe´“ haben sie angeregt dis-
kutiert und bestehende Ideen weiterentwickelt. Ein
Höhepunkt war wieder die Ausstellung der Arbeiten
der Orts- und Kreisverbände, in diesem Jahr erstmalig
als Wettbewerb. Der dritte Platz ging an die Internet-
seite des Ortsverbands Stolzenau-Liebenau-Uchte. Der
zweite Platz ging an eine Mauer zum Thema Sozial-
abbau vom Kreisverband Osnabrück. Den ersten Platz
vergaben die Ehrenamtlichen an eine Würfelaktion
zum Thema „Was wünschen Sie sich von den Bundes-
tagskandidaten?“ des Kreisverbands Lingen/Grafschaft
Bentheim. Die gesamte Ausstellung wie auch die Plat-
zierungen zeigen, dass beteiligungsorientierte Aktionen
immer mehr Gewicht in der Arbeit vor Ort bekommen.

Um diesen Trend fortzusetzen wird es auch 2005 wie-
der eine inhaltliche Orientierung auf der im Februar
stattfindenden Strategietagung in Halberstadt geben
und einen Austausch zu der geleisteten Arbeit im
Herbst bei „best practice“. Einen der Schwerpunkte
in der Arbeit der Ehrenamtlichen wird die anstehende
Kommunalwahl im September 2006 bilden.
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Pressearbeit bezirksweit

Die Pressestellen in Hannover, Bremen und Magdeburg
bearbeiten Presseanfragen, begleiten die Veranstaltun-
gen und politischen Aktivitäten der Fachabteilungen
durch tagesaktuelle Pressearbeit und führen zu ausge-
wählten Themen Pressegespräche durch. 

In Niedersachsen hat der DGB immer wieder die Aus-
wirkungen der schwarz-gelben Landespolitik kritisiert
und Alternativen aufgezeigt. Eingemischt hat der DGB
sich zum Beispiel in die politische Diskussion um Stu-
diengebühren, das Landesvergabegesetz oder den Ver-
kauf der Landeskrankenhäuser. Aber er hat auch eigene
Themen gesetzt: die Verteilung von Armut und Reich-
tum oder die Vergabe eines sozialen Gütesiegels für
verantwortungsbewusst handelnde Unternehmen.

Beim Fastnachtgespräch am 8. Februar 2005 haben
die Pressesprecher der niedersächsischen Gewerkschaf-
ten in diesem Jahr zum ersten Mal gemeinsam ihre
Jahresplanung der Presse vorgestellt. Diese neu einge-
führte Tradition soll in den kommenden Jahren fort-
gesetzt werden. Im Rahmen einer Pressetour zum
Thema Mitbestimmung hat der DGB gemeinsam mit
der IG Metall im März Argumente für Unternehmens-
mitbestimmung präsentiert. Mit dem Unternehmen
Alstom LHB in Salzgitter wurde Journalisten ein posi-
tives Beispiel praktisch gelebter Unternehmensmitbe-
stimmung vorgestellt.

Der Bremer DGB führte anlässlich der Regionsdele-
giertenversammlung, des Tags der Arbeit und im Vor-
feld der Bundestagswahlen Pressekonferenzen durch.
Pressegespräche fanden außerdem statt zu den The-
men „Zukunft der sozialen Sicherheit“, „Bleibt die Ge-
sundheit auf der Strecke?“, „Neues Recht im Arbeits-
schutz“, “Regionalökonomie stärken – Kooperation
Umlandgemeinden und Stadtstaat Bremen“ sowie
anlässlich der Schließung der Firma Sinitec. Öffent-
lichkeitswirksame Präsenz zeigt der Bremer DGB auch
durch gemeinsam mit den Mitgliedsgewerkschaften
organisierte Infostände in Bremen, Bremerhaven und
Bremen Nord. 

Breiten Raum in der Arbeit der Pressestelle in Sachsen-
Anhalt nahmen die Folgen der Arbeitsmarkt-Reformen
ein. Schlagworte wie „Einstiegsgeld“, „Ein-Euro-Jobs“,
„Mindestlohn“ oder „Jobgipfel“ bestimmten die De-
batten. Dass der DGB in Sachsen-Anhalt dabei bei sei-
nem landesspezifischen „Leisten“ blieb, hat unsere
öffentliche Glaubwürdigkeit gestärkt.

Die Vermittlung unserer gesellschaftspolitischen Ziel-
stellungen wird vor dem Hintergrund der Ausdünnung
und des Outsourcings redaktioneller Arbeitsbereiche
zunehmend schwieriger. Das hat sich unter anderem
beim Volksentscheid vom 23. Januar 2005 zur Ganz-
tags-Kinderbetreuung in Sachsen-Anhalt gezeigt. Trotz
umfangreicher Presse- und Öffentlichkeitsarbeit des
DGB, der Gewerkschaften und des den Volksentscheid
tragenden Bündnisses scheiterte der Volksentscheid
an geringer Wählerbeteiligung. 

Auch im Berichtsjahr 2005 hat die Pressestelle des
DGB-Landesverbandes mit außergewerkschaftlichen
Institutionen kooperiert. So gab es Partnerschaften
und  Service-Leistungen für die Landesarbeitgemein-
schaft der Arbeitslosenzentren oder für den Naturpark
Fläming e. V., mit dem wir eine Konferenz zu Beschäf-
tigungsperspektiven im ländlichen Raum durchführten.

Zielgerichtete Öffentlichkeitsarbeit

Seit Anfang des Jahres informiert ein regelmäßig her-
ausgegebener newsletter des DGB-Bezirks interne
und externe Zielgruppen und zeigt die Vielfalt der
Themen und Termine. Er ersetzt die gedruckte „dgb
vor ort“, da er aufgrund des zweiwöchigen Erschei-
nungsrhythmus aktueller sein kann. Die Abteilung
betreut außerdem die Konzeption und Umsetzung
von Veröffentlichungen, übernimmt die Redaktion
von Broschüren und Flyern und achtet dabei auf die
Umsetzung eines einheitlichen Erscheinungsbildes.

Aktionen

DGB und Gewerkschaften bezogen gemeinsam mit
einer öffentlichkeitswirksamen Aktion zum CDU-Lan-
desparteitag am 9. Juli 2005 in Emden Stellung zu
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Öffentlichkeitsarbeit



den Inhalten des CDU-Leitantrages. Während Polizis-
ten, Krankenschwestern und Straßenwärter die Dele-
gierten mit einem Pfeifkonzert empfingen, forderten
DGB-VertreterInnen aus Emden am Eingang der Nord-
seehalle die eintreffenden Delegierten mit einem Prä-
sent und einem Brief auf, die Interessen von Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmern nicht zu vergessen. 

Halbzeitbilanz Landesregierung

Zur Halbzeit der schwarz-gelben Landesregierung er-
arbeitete der DGB-Bezirk eine Bilanz, die die gewerk-
schaftliche Kritik an der Landesregierung zusammen-
fasst. Die Inhalte des Papiers wurden auf einer Presse-
konferenz vorgestellt, die Resonanz in den Medien
war positiv. Begleitend dazu entwickelte die Abteilung
eine Postkarte, auf der die wichtigsten Argumente
zusammengefasst sind. Postkarten und Plakate wur-
den in Betrieben und über die DGB-Regionen verteilt. 

DGB-Filmpreis 2005

Seit 1998 vergibt der DGB-Bezirk seinen Filmpreis für
einen gesellschaftlich in besonderer Weise engagier-
ten Film. Die Zuschauer des 16. Internationalen Film-
festes Emden Aurich Norderney haben mit ihrer Stimme
entschieden, dass der mit 5.000 Euro dotierte Preis in
diesem Jahr an den britischen Regisseur Saul Dibb für
seinen Film „Bullet Boy“ geht. DGB-Bezirksvorsitzen-
der Hartmut Tölle und IG Metall-Vorstandsmitglied
Kirsten Rölke überreichten den Preis „Die Sinne“ an
die Schauspielerin Claire Perkins. Sie nahm ihn stell-
vertretend für den Regisseur entgegen. 

Im Rahmenprogramm des Filmfestes lud der DGB
außerdem zu einem Filmgespräch ein. Unter dem Titel
„Der dokumentarische Blick. Was dürfen Dokumen-
tarfilme?“ ging der Referent Joern Hetebruegge auf
unterschiedliche Gattungen von Dokumentarfilmen
ein. Bei der anschließenden Blue Hour war wie jedes
Jahr für Filmschaffende und Festivalbesucher Gelegen-
heit zum gemeinsamen Talk. Zusammen mit dem
ver.di Bildungswerk führte der DGB in diesem Jahr
zum ersten Mal parallel zum Filmfest den Bildungsur-
laub „Sozialkritische Bilderwelten“ durch. 

Eine Presseauswertung zum DGB-Filmpreis zeigt, dass
sich das Engagement des Bezirks lohnt: Der DGB ist
dadurch bundesweit in vielen Medien vertreten.

Medienpolitik

Die gewerkschaftlichen Vertreterinnen und Vertreter
in den Rundfunkgremien der Sendeanstalten der drei
Bundesländer und in den Landesmedienanstalten
haben sich im Laufe des Jahres für gewerkschaftliche
Belange im Rundfunk eingesetzt und die kritische
Programmbeobachtung fortgesetzt. Öffentlich Stel-
lung bezogen hat der DGB dabei vor allem zu den
Plänen der niedersächsischen Landesregierung, die
Gremien des NDR zu verändern.
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Dreyerstraße 6, 30169 Hannover
Fon: 0511 12601-0
Fax: 0511 12601-57
Net: www.niedersachsen.dgb.de

Bezirksvorsitzende 

Bezirksvorsitzender:
Hartmut Tölle
Stellvertr. Bezirksvorsitzender:
Udo Gebhardt
Sekretariat: Brigitta Moleski
Fon: 0511 12601-21
E-Mail: brigitta.moleski@dgb.de

Jugend

Frank Ahrens
E-Mail: frank.ahrens@dgb.de
Sekretariat: Ute Kamradek
Fon: 0511 12601-61

Arbeitsmarkt- und Beschäftigungspolitik/
Sozialpolitik/Handwerk

Ulrich Gransee
E-Mail: ulrich.gransee@dgb.de
Sekretariat: Christina Hensel
Fon: 0511 / 12601–25

Bildungspolitik/Frauen- und Gleichstellungs-
politik/Öffentlicher Dienst – Beamte/
Rechtspolitik

Helga Papendick-Apel
E-Mail: helga.papendick@dgb.de
Sekretariat: Anke Schulze
Fon: 0511 12601–31

Wirtschafts- und Strukturpolitik, Umwelt- 
und Europapolitik

Bernd Lange
Sekretariat: Christa Piatkowski
Fon: 0511 12601-33

Organisation/Interne Koordination

Walter Weike
E-Mail: walter.weike@dgb.de
Sekretariat: Tine Halm
Fon: 0511 12601–26 
Dorothea Braunert
Fon: 0511 12601-68
E-Mail: dorothea.braunert@dgb.de

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit, Medienpolitik

Tina Kolbeck
E-Mail: tina.kolbeck@dgb.de
Sekretariat: Brigitta Moleski
Fon: 0511 12601-21

DGB-Bezirksverwaltung Niedersachsen – Bremen – Sachsen-Anhalt

Der DGB in Hannover, 
Bremen und Magdeburg

Aktualisierung (Stand Januar 2006)
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DGB Landesbüro Bremen

Bahnhofplatz 22–28, 28195 Bremen
Fon: 0421 33576-0
Fax: 0421 33576-60
E-Mail: dgb-bremen@dgb.de
Net: www.dgb-bremen.de

Landesvorsitzende

Helga Ziegert
E-Mail: helga.ziegert@dgb.de
Sekretariat: Elisabeth Stelling und
Ursel Lüllmann
Fon: 0421 33 576-10/-11

Abteilung Organisation I, AK Frauen, Allgemeine
und Berufliche Bildung

Henner Günther
E-Mail: henner.guenther@dgb.de
Sekretariat: Ursel Lüllmann und Elisabeth Stelling
Fon: 0421 33576-26

Abteilung Organisation II/Bremen Nord,
Allgemeine Organisation/Binnenstruktur

Helmut Rattai
E-Mail: helmut.rattai@dgb.de
Sekretariat: Elisabeth Stelling und
Ursel Lüllmann
Fon: 0421 33 576-25

Abteilung Organisation III/Bremerhaven,
Hochschulpolitik

Reinhard Dietrich
E-Mail: reinhard.dietrich@dgb.de
Sekretariat: Hella Gallus
Fon: 0421 33576-20

DGB Jugend

Sabine Herold
E-Mail: sabine.herold@dgb.de
Sekretariat: Ursel Lüllmann und
Elisabeth Stelling
Fon: 0421 33 576-21

DGB Landesbüro Sachsen-Anhalt

Otto-von-Guericke-Straße 6, 39104 Magdeburg
Fon: 0391 62503-0
Fax: 0391 62503-27
Net: www.sachsen-anhalt.dgb.de

Landesvorsitzender

Udo Gebhardt
Sekretariat: Barbara Kaczmarek
Fon: 0391 62503-15
E-Mail: barbara.kaczmarek@dgb.de

Wirtschafts- und Strukturpolitik, 
Arbeitsmarkt

Klaus Zimmermann
E-Mail: klaus.zimmermann@dgb.de
Sekretariat: Renate Döring
Fon: 0391 62503-21

Bildung und Frauen

Petra Richter
E-Mail: petra.richter@dgb.de
Sekretariat: Ursula Lange
Fon: 0391 62503-22

Sozialpolitik, Öffentlicher 
Dienst / Beamte

Susanne Wiedemeyer
E-Mail: susanne.wiedemeyer@dgb.de
Sekretariat: Barbara Kaczmarek
Fon: 0391 62503-10

Jugend

Katrin Skirlo
E-Mail: katrin.skirlo@dgb.de
Sekretariat: Ursula Lange
Fon: 0391 62503-17/-30

Öffentlichkeitsarbeit, Grundsatz,
Medienpolitik, Migration

Bernhard Becker
E-Mail: bernhard.becker@dgb.de
Sekretariat: Ursula Lange
Fon: 0391 62503-22
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1
Region Ostfriesland – Nördliches
Emsland

Vorsitzender: Peter Goldschmidt

Jahnstraße 2, 26789 Leer
Fon: 0491 912130
Fax: 0491 9121315
E-Mail: leer@dgb.de

2
Region Oldenburg – Wilhelmshaven

Vorsitzender: Manfred Klöpper

Kaiserstraße 4 – 6, 26122 Oldenburg
Fon: 0441 218760
Fax: 0441 21876-54
E-Mail: oldenburg@dgb.de

Büro Wilhelmshaven

Weserstr. 51, 26382 Wilhelmshaven
Fon: 04421 18010
Fax: 04421 180119
E-Mail: wilhelmshaven@dgb.de

3
Region Osnabrück – Emsland

Vorsitzender: Petra Tiesmeyer

August-Bebel-Platz 1, 49074 Osnabrück
Fon: 0541 33806-0
Fax: 0541 33806-15/29
E-Mail: osnabrueck@dgb.de

Büro Lingen/ Grafschaft Bentheim

Am Gasthausdamm 6, 49808 Lingen/Ems
Fon: 0591 9128211
Fax: 0591 9128220
E-Mail: lingen@dgb.de

4
Region Bremen – Bremerhaven

Vorsitzende: Helga Ziegert

Bahnhofsplatz 22 – 28, 28195 Bremen
Fon: 0421 335760
Fax: 0421 3357660
E-mail: bremen@dgb.dev

Büro Bremerhaven

Friedrich-Ebert-Straße 1, 27570 Bremerhaven
Fon: 0471 926270
Fax: 0471 9262711
E-Mail: reinhard.dietrich@dgb.de

Büro Bremen-Nord

Lindenstr. 8, 28755 Bremen
Fon: 0421 663757

5
Region Elbe – Weser

Vorsitzender: Annette Düring

Bahnhofstraße 26, 27472 Cuxhaven
Fon: 04721 35551
Fax: 04721 34895
E-Mail: cuxhaven@dgb.de

6
Region Nord-Ost-Niedersachsen

Vorsitzender: Hans-Jürgen Dietrich

Heiligengeiststraße 28, 21335 Lüneburg
Fon: 04131 223396-0
Fax: 04131 223396-20
E-Mail: lueneburg@dgb.de

Büro Celle

Trift 21, 29221 Celle
Fon: 05141 279657
Fax: 05141 279658
E-Mail: celle@dgb.de

7
Region Süd-Ost-Niedersachsen

Vorsitzender: Gundolf Algermissen

Wilhelmstr. 5, 38100 Braunschweig
Fon: 0531 480960
Fax: 0531 4809617
E-Mail: braunschweig@dgb.de

Büro Helmstedt

Harsleber Torstraße 15, 38350 Helmstedt
Fon: 05351 6351
Fax: 05351 42175

Büro Peine

Lindenstraße 34, 31224 Peine
Fon: 05171 766415
Fax: 05171 766450 
E-Mail: peine@igmetall.de

Büro Salzgitter

Chemnitzer Str. 33, 38226 Salzgitter
Fon: 05341 884440
Fax: 05341 884420
E-Mail: hansi.volkmann@dgb.de

Büro Wolfenbüttel-Nord

Rosenwall1, 38300 Wolfenbüttel
Fon: 05331 27984
Fax: 05331 902062

Büro Wolfenbüttel-Süd

Vorwerkstraße 11, 38315 Wolfenbüttel
Fon: 05334 1629

Büro Wolfsburg

Siegfried-Ehlers-Straße 1, 38440 Wolfsburg
Fon: 05361 27800
Fax: 05361 278030
E-Mail: wolfsburg@dgb.de

Unsere Regionen, Geschäftsstellen 
und Servicebüros
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8
Region Niedersachsen-Mitte

Vorsitzender: Sebastian Wertmüller

Otto-Brenner-Straße 1, 30159 Hannover
Fon: 0511 163870
Fax: 0511 1638734
E-Mail: hannover@dgb.de

Büro Hameln

Kastanienwall 52, 31785 Hameln
Fon: 05151 9366840
Fax: 05151 9366849
E-Mail: hameln@dgb.de

Büro Hildesheim

Osterstraße 39 a, 31134 Hildesheim
Fon: 05121 7499530, Fax: 05121 514953
E-Mail: hildesheim@dgb.de

Büro Holzminden

Wilhelm-Raabe-Straße 3
37603 Holzminden
Fon: 05531 4452
Fax: 05531 13841

Büro Nienburg/Weser 

Mühlenstraße 14, 31582 Nienburg
Fon: 05021 607077
Fax: 05021 961925
E-Mail: nienburg@dgb.de

9
Region Südniedersachsen – Harz

Vorsitzender: N.N.

Obere Masch 10, 37073 Göttingen
Fon: 0551 44097, Fax:  0551 486382
E-Mail: goettingen@dgb.de

Büro Harz

Klosterstraße 1, 38640 Goslar/Harz
Fon: 05321 22452. Fax:  05321 25477
E-Mail: goslar@dgb.de

10
Region Magdeburg – Altmark

Vorsitzender: Siegfried Stegner

Otto-Guericke-Straße 6
39104 Magdeburg
Fon: 0391 5334410
Fax: 0391 5334418
E-Mail: magdeburg@dgb.de

Büro Haldensleben

Lange Str. 8
39340 Haldensleben
Fon: 03904 725541

Büro Salzwedel

Goethestr. 22
29410 Salzwedel
Fon. 03901 423423 
Fax: 03901 423101

Büro Schönebeck

Welsleber Str. 55
39218 Schönebeck
Fon: 03928 425049
E-Mail: SBK.DGB@t-online.de

Büro Stendal

Stadtseeallee 1, 39576 Stendal
Fon: 03931 715665
Fax: 03931 216080
E-Mail: magdeburg@dgb.de

11
Region Halberstadt

Vorsitzende: Dr. Elisabeth Martin

Theaterstraße 1, 38820 Halberstadt
Fon: 03941 693022
Fax: 03941 443041
E-Mail: halberstadt@dgb.de

12
Region Dessau

Vorsitzender: Michael Kleber

Grenzstr 5, 06849 Dessau
Fon: 0340 800210
Fax: 0340 8002140
E-Mail: dessau@dgb.de

13
Region Sachsen-Anhalt/Süd

Vorsitzender: Johannes Krause

Kleiner Berlin 2, 06108 Halle
Fon: 0345 6826911
Fax: 0345 6826910
E-Mail: halle@dgb.de

Büro Hettstedt

Markt 5, 06333 Hettstedt
Fon: 03476 398613

Büro Naumburg

Rosa-Luxemburg-Str. 24, 06618 Naumburg
Fon: 03445 703431
Fax: 03445 6826910

Büro Sangerhausen

Kylische Str 54, 06526 Sangerhausen
Fon: 03464 571753

Büro Weißenfels

Tagewerbener Str. 35, 06667 Weißenfels
Fon: 03445 703431

Büro Zeitz

Am Kalktor 21, 06712 Zeitz
Fon: 03441 310323
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Unsere Partner vor Ort

Bildungsvereinigung ARBEIT UND LEBEN 
Niedersachsen e. V.

Leiter: Carl-Bertil Schwabe

Dreyerstr. 6, 30169 Hannover
Fon: 0511 16491-0
Fax: 0511 16491-26
E-Mail: lgst@arbeitundleben-nds.de
Net: www.arbeitundleben-nds.de

Bildungsvereinigung 
ARBEIT UND LEBEN Sachsen-Anhalt e.V.

Geschäftsführender pädagogischer Leiter:
Udo Schmode

Stresemannstraße 18/19, 39104 Magdeburg
Fon: 0391 62349-5 
Fax: 0391 62349-80
E-Mail: magdeburg@arbeitundleben-nds.de
Net: www.sachsen-anhalt.arbeitundleben.de

Informations- und Dokumentationsstellen
Gewerkschaften

TIB/UB Hannover, Gewerkschaftsarchiv

Fachbereichsbibliothek Sozialwissenschaften der NLB
Ansprechpartner: Winfried Kullmann

Öffnungszeiten: Montag bis Freitag 9.00-18.00h

Theodor-Lessing-Haus, Welfengarten 2C 
30167 Hannover
Fon: 0511 7625455 
Fax: 0511 7625988
E-mail: winfried.kullmann@tib.uni-hannover.de

Dokumentationszentrum Europäische
Gewerkschaftspublikationen (DEG)

Kooperationsbereich Universität – Arbeitskammer

Ansprechpartner: 
Wolfgang Wiezoreck-Heimann, Dr. Hans-Jürgen Hopp

Parkallee 39, 28334 Bremen
Fon: 0421 218-27 19
Fax: 0421 218-46 58
E-mail: www-deg@barkhof.uni-bremen.de
Net: www.deg.uni-bremen.de

Technologieberatungsstellen

Technologie-Beratungs-System der
Arbeitnehmerkammern Bremen

Bürgerstr. 1, 28195 Bremen
Fon: 0421 36301-956
Fax: 0421 36301-999
E-mail: tbs@arbeiterkammer.de
Net: www.arbeiterkammer.de/tbs/

GAISA – Gesellschaft zur Förderung arbeitsorien-
tierter, innovativer Strukturentwicklung in
Sachsen-Anhalt e. V.

Geschäftsführer: Dr. Uwe Neumann 

Stresemannstr. 18 – 19, 39104 Magdeburg 
Fon: 0391 6106690 
Fax: 0391 6106699
E-Mail: gaisa@t-online.de 
Net: www.gaisa.de

Technologieberatungsstelle (TBS) 
beim DGB Niedersachsen

Ansprechpartner: Dr. Michael Bonder

Gredelfeldstr. 42, 30459 Hannover
Fon: 0511 16304-0
Fax: 0511 16304-20
E-mail: info@tbs-niedersachsen.de
Net: www.tbs-niedersachsen.de

Institut Arbeit und Wirtschaft (IAW)

Prof. Dr. Rudolf Hickel
Parkallee 39, 28209 Bremen
Fon: 0421 218327881
Fax: 0421 2182680
E-Mail: msalva@iaw.uni-bremen.de
Net: www.iaw.uni-bremen.de



Kooperationsstellen Hochschulen-
Gewerkschaften in Niedersachsen/Bremen

Kooperationsstelle Hochschule und Gewerkschaften
an der Carl-von-Ossietzky-Universität Oldenburg

Harald Büsing

Ammerländer Heerstr. 114 – 118, 26129 Oldenburg
Fon: 0441 798-2909
Fax: 0441 798192909
E-Mail: harald.buesing@uni-oldenburg.de
Net: www.uni-oldenburg.de/kooperationsstelle

Kooperationsstelle Hochschulen und
Gewerkschaften in Osnabrück

Manfred Flore

August-Bebel-Platz 1, 49074 Osnabrück
Fon: 0541 33807-14
Fax: 0541 3380777
E-Mail: koophgos@uni-osnabrueck.de
Net: www.koophgos.uni-osnabrueck.de

Kooperationsstelle Hochschulen und
Gewerkschaften Hannover-Hildesheim

Klaus Pape

Lange Laube 32, 30159 Hannover
Fon: 0511 762-19145
Fax: 0511 762-19321
E-mail: klaus.pape@zew.uni-hannover.de
Net: www.koop-hg.de

Kooperationsstelle Hochschulen –
Gewerkschaften TU Braunschweig

Ina Biethan, Claudia Schünemann

Konstantin-Uhde-Str. 4, 38106 Braunschweig
Fon: 0531 391-4280
Fax: 0531 391-4282
E-mail: koop-son@tu-bs.de
Net: www.tu-bs.de/koop-bs/

Kooperationsstelle Hochschulen und
Gewerkschaften Göttingen 

Dr. Frank Mußmann

Humboldtallee 15, 37073 Göttingen
Fon: 0551 394756
Fax: 0551 3914049
E-mail: kooperationsstelle@uni-goettingen.de
Net: www.kooperationsstelle.uni-goettingen.de

Kooperationsstellen Wissenschaft/
Arbeitswelt Halle

Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg
Franzosenweg 7, Haus 3, 06099 Halle (Saale) 
Fon: 0345 5523840
Fax: 0345 5527331
E-mail: koop-dgb@uni-halle.de
Net: www.koop-dgb.uni-halle.de
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Kassenbericht vom 01.10.2001 bis 31.12.2001

Einnahmen DM Ausgaben DM

I Bestand 01.10.2001 I  Sachausgaben

Landesbezirk 606.859,82 Landesbezirk 1.016.556,82
Kreise 697.457,54 Kreise 821.934,11

II  Haushaltsmittel I  Sachausgaben

Landesbezirk 383.055,00 Landesbezirk 70.540,29
Kreise 424.500,00 Kreise 310.644,87

III  Sonstige Einnahmen

Landesbezirk 97.182,29
Kreise 10.621,44

2.219.676,09 2.219.676,09

Kassenbericht vom 01.01.2002 bis 31.12.2002

Einnahmen Euro Ausgaben Euro

I Bestand 01.01.2002 I  Sachausgaben

Bezirk 36.066,68 Bezirk 900.265,33
Landesverband Sachsen-Anhalt 538.424,69 Landesverband 322.044,74
Regionen 292.277,40 Regionen 1.150.095,13

II  Haushaltsmittel II  Bestand 31.12.2002

Bezirk 744.473,00 Bezirk 33.844,96
Landesverband Sachsen-Anhalt 227.127,00 Landesverband 483.045,03
Regionen 1.133.400,00 Regionen 277.846,99

III  Sonstige Einnahmen

Bezirk 153.570,61
Landesverband 39.538,08
Kreise 2.264,72

3.167.142,18 3.167.142,18

Kassenberichte
2001 bis 2005
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Kassenbericht vom 01.01.2003 bis 31.12.2003

Einnahmen Euro Ausgaben Euro

I Bestand 01.01.2003 I  Sachausgaben

Bezirk 33.844,96 Bezirk 731.077,02
Landesverband Sachsen-Anhalt 483.045,03 Landesverband 537.553,53
Regionen 277.846,99 Regionen 1.171.169,72

II  Haushaltsmittel II  Bestand 31.12.2003

Bezirk 733.373,00 Bezirk 146.096,06
Landesverband Sachsen-Anhalt 240.127,00 Landesverband 185.821,74
Regionen 1.069.500,00 Regionen 200.855,74

III  Sonstige Einnahmen

Bezirk 109.955,12
Landesverband 203,24
Kreise 24.678,47

2.972.573,81 2.972.573,81

Kassenbericht vom 01.01.2004 bis 31.12.2004

Einnahmen Euro Ausgaben Euro

I Bestand 01.01.2004 I  Sachausgaben

Bezirk 146.096,06 Bezirk 820.302,78
Landesverband Sachsen-Anhalt 185.821,74 Landesverband 216.368,56
Regionen 200.855,74 Regionen 1.159.883,01

II  Haushaltsmittel II  Bestand 31.12.2004

Bezirk 691.363,00 Bezirk 142.003,07
Landesverband Sachsen-Anhalt 224.137,00 Landesverband 194.155,66
Regionen 1.065.500,00 Regionen 115.226,17

III  Sonstige Einnahmen

Bezirk 124.846,79
Landesverband 565,48
Kreise 8.753,44

2.647.939,25 2.647.939,25

Kassenbericht vom 01.01.2005 bis 30.09.2005

Einnahmen Euro Ausgaben Euro

I Bestand 01.01.2005 I Sachausgaben

Bezirk 142.003,07 Bezirk 446.202,10
Landesverband Sachsen-Anhalt 194.155,66 Landesverband 174.882,11
Regionen 115.226,17 Regionen 674.648,47

II  Haushaltsmittel II  Bestand 30.09.2005

Bezirk 529.585,93 Bezirk 243.374,19
Landesverband Sachsen-Anhalt 159.918,09 Landesverband 179.203,82
Regionen 761.118,98 Regionen 231.835,22

III  Sonstige Einnahmen

Bezirk 17.987,29
Landesverband 12,18
Kreise 30.138,54

1.950.145,91 1.950.145,91




